
       1 von 33 

Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 Artikel 1 

Änderung des Bundesvergabegesetzes 2006 Änderung des Bundesvergabegesetzes 2006

Inhaltsverzeichnis Inhaltsverzeichnis 
… … 

4. Unterabschnitt 4. Unterabschnitt 

Bestimmungen über den Leistungsvertrag Bestimmungen über den Leistungsvertrag 
§ 99. Vertragsbestimmungen § 99. Vertragsbestimmungen
§ 99a Besondere Vertragsbestimmungen betreffend den Zahlungsverkehr § 99a Besondere Vertragsbestimmungen betreffend den Zahlungsverkehr

5. Unterabschnitt  

Sonderbestimmungen für den Unterschwellenbereich  
§ 100. Wahl des Zuschlagsprinzips 
… 
§ 231. Eigenerklärung, Verlangen der Nachweise durch den 
Sektorenauftraggeber 

§ 231. Verlangen der Nachweise durch den Sektorenauftraggeber, Nachweis 
der Befugnis und der beruflichen Zuverlässigkeit, Beurteilung der beruflichen 
Zuverlässigkeit 

 § 231a. Eigenerklärung

… … 

113/M
E

 X
X

V
. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

1 von 33

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



       2 von 33 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

4. Abschnitt 4. Abschnitt
Schwellenwerte, Berechnung des geschätzten Leistungswertes Schwellenwerte, Berechnung des geschätzten Leistungswertes 

… … 
Berechnung des geschätzten Auftragswertes bei Bauaufträgen und 

Baukonzessionsverträgen 
Berechnung des geschätzten Auftragswertes bei Bauaufträgen und 

Baukonzessionsverträgen 
§ 14. (1) … § 14. (1) … 
… …
(3) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose den in § 12 Abs. 1 

Z 3 genannten Schwellenwert, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Bauaufträgen im Oberschwellenbereich für 
die Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene Lose, deren geschätzter 
Auftragswert weniger als 1 Million Euro beträgt, sofern der kumulierte Wert der 
vom Auftraggeber ausgewählten Lose 20 vH des kumulierten Wertes aller Lose 
nicht übersteigt. Für die Vergabe dieser Lose gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Bauaufträgen im Unterschwellenbereich. 

(3) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose den in § 12 Abs. 1 
Z 3 genannten Schwellenwert, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Bauaufträgen im Oberschwellenbereich für 
die Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene Lose, deren geschätzter 
Auftragswert weniger als 1 Million Euro beträgt, sofern der kumulierte Wert der 
vom Auftraggeber ausgewählten Lose 20 vH des kumulierten Wertes aller Lose 
nicht übersteigt. Für die Vergabe dieser Lose gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Bauaufträgen im Unterschwellenbereich; 
für die Wahl des Verfahrens gilt als geschätzter Auftragswert der Wert des 
einzelnen Loses.

(4) … (4) … 
Berechnung des geschätzten Auftragswertes bei Lieferaufträgen Berechnung des geschätzten Auftragswertes bei Lieferaufträgen 

§ 15. (1) … § 15. (1) … 
… …
(4) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose die in § 12 Abs. 1 

Z 1 oder 2 genannten Schwellenwerte, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Lieferaufträgen im Oberschwellenbereich 
für die Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene Lose, deren geschätzter 
Auftragswert weniger als 80 000 Euro beträgt, sofern der kumulierte Wert der 
vom Auftraggeber ausgewählten Lose 20 vH des kumulierten Wertes aller Lose 
nicht übersteigt. Für die Vergabe dieser Lose gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Lieferaufträgen im Unterschwellenbereich. 

(4) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose die in § 12 Abs. 1 
Z 1 oder 2 genannten Schwellenwerte, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Lieferaufträgen im Oberschwellenbereich 
für die Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene Lose, deren geschätzter 
Auftragswert weniger als 80 000 Euro beträgt, sofern der kumulierte Wert der 
vom Auftraggeber ausgewählten Lose 20 vH des kumulierten Wertes aller Lose 
nicht übersteigt. Für die Vergabe dieser Lose gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Lieferaufträgen im Unterschwellenbereich; 
für die Wahl des Verfahrens gilt als geschätzter Auftragswert der Wert des 
einzelnen Loses.
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(5) … (5) … 

Berechnung des geschätzten Auftragswertes bei Dienstleistungsaufträgen Berechnung des geschätzten Auftragswertes bei Dienstleistungsaufträgen 
§ 16. (1) … § 16. (1) …
… … 
(5) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose die in § 12 Abs. 1 

Z 1 oder 2 genannten Schwellenwerte, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Dienstleistungsaufträgen im 
Oberschwellenbereich für die Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene Lose, 
deren geschätzter Auftragswert weniger als 80 000 Euro beträgt, sofern der 
kumulierte Wert der vom Auftraggeber ausgewählten Lose 20 vH des 
kumulierten Wertes aller Lose nicht übersteigt. Für die Vergabe dieser Lose 
gelten die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes für die Vergabe von 
Dienstleistungsaufträgen im Unterschwellenbereich. 

(5) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose die in § 12 Abs. 1 
Z 1 oder 2 genannten Schwellenwerte, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Dienstleistungsaufträgen im 
Oberschwellenbereich für die Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene Lose, 
deren geschätzter Auftragswert weniger als 80 000 Euro beträgt, sofern der 
kumulierte Wert der vom Auftraggeber ausgewählten Lose 20 vH des 
kumulierten Wertes aller Lose nicht übersteigt. Für die Vergabe dieser Lose 
gelten die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes für die Vergabe von 
Dienstleistungsaufträgen im Unterschwellenbereich; für die Wahl des 
Verfahrens gilt als geschätzter Auftragswert der Wert des einzelnen Loses. 

(6) … (6) … 
… … 

Änderung der Schwellen- oder Loswerte Änderung der Schwellen- oder Loswerte 
§ 18. (1) Der Bundeskanzler kann durch Verordnung anstelle der in den 

§§ 11, 12 Abs. 1 und 2, 14 Abs. 3, 15 Abs. 4 und 5, 16 Abs. 5 und 6, 37, 38, 41 
Abs. 2, 41a Abs. 2, 53 Abs. 4, 70 Abs. 3, 125 Abs. 5, 126 Abs. 1 sowie 141 
Abs. 3 festgesetzten Schwellen- oder Loswerte, soweit dies auf Grund von 
völkerrechtlichen Verpflichtungen Österreichs oder von unionsrechtlichen 
Vorschriften erforderlich oder zulässig ist oder dies im Interesse einer 
einheitlichen oder wirtschaftlicheren Vorgangsweise bei der Vergabe von 
Aufträgen zweckmäßig ist, andere Schwellen- oder Loswerte festsetzen. 

§ 18. (1) Der Bundeskanzler kann durch Verordnung anstelle der in den 
§§ 11, 12 Abs. 1 und 2, 14 Abs. 3, 15 Abs. 4 und 5, 16 Abs. 5 und 6, 37, 38, 41 
Abs. 2, 41a Abs. 2, 53 Abs. 4, 125 Abs. 5, 126 Abs. 1 sowie 141 Abs. 3 
festgesetzten Schwellen- oder Loswerte, soweit dies auf Grund von 
völkerrechtlichen Verpflichtungen Österreichs oder von unionsrechtlichen 
Vorschriften erforderlich oder zulässig ist oder dies im Interesse einer 
einheitlichen oder wirtschaftlicheren Vorgangsweise bei der Vergabe von 
Aufträgen zweckmäßig ist, andere Schwellen- oder Loswerte festsetzen. 

(2) … (2) … 
… … 

Allgemeine Bestimmungen betreffend die Vergabe von Leistungen und 
Teilleistungen 

Allgemeine Bestimmungen betreffend die Vergabe von Leistungen und 
Teilleistungen 

§ 22. (1) … § 22. (1) … 
… …
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(3) … (3) … 
 (4) Erfolgt keine Unterteilung des Auftrags in Lose, so hat der Auftraggeber 

dies in der Ausschreibung oder im Vergabevermerk (§ 136 Abs. 1) zu 
begründen. 

… …

3. Abschnitt 3. Abschnitt 
Bekanntmachungen Bekanntmachungen 

1. Unterabschnitt 1. Unterabschnitt
Allgemeine Bestimmungen über Bekanntmachungen Allgemeine Bestimmungen über Bekanntmachungen 

Bekanntmachung der Vergabe von Leistungen Bekanntmachung der Vergabe von Leistungen 
§ 46. (1) … § 46. (1) …
… … 
(3) Der Auftraggeber hat in der Bekanntmachung anzugeben, welcher 

Nachweis oder welche Nachweise für die Befugnis (§ 71), für die berufliche 
Zuverlässigkeit (§ 72), für die finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
(§ 74) und die technische Leistungsfähigkeit (§ 75) vorzulegen oder auf 
Aufforderung durch den Auftraggeber nachzureichen sind.

(3) Der Auftraggeber hat in der Bekanntmachung anzugeben, welcher 
Nachweis oder welche Nachweise für die Befugnis (§ 71 Abs. 1), für die 
berufliche Zuverlässigkeit (§ 72), für die finanzielle und wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit (§ 74) und die technische Leistungsfähigkeit (§ 75) 
vorzulegen oder auf Aufforderung durch den Auftraggeber nachzureichen sind. 

(4) … (4) … 
… …

Freiwillige Bekanntmachungen auf Unionsebene Freiwillige Bekanntmachungen auf Unionsebene 
§ 49. (1) Der Auftraggeber kann Bekanntmachungen und Mitteilungen, die 

nicht einer Bekanntmachungsverpflichtung gemäß diesem Bundesgesetz 
unterliegen, der Kommission unter Verwendung allenfalls existierender 
einschlägiger Standardformulare für Bekanntmachungen übermitteln. 

§ 49. (1) Der Auftraggeber kann Bekanntmachungen und Mitteilungen, die 
nicht einer Bekanntmachungsverpflichtung gemäß diesem Bundesgesetz 
unterliegen, der Kommission unter Verwendung allenfalls existierender 
einschlägiger Standardformulare für Bekanntmachungen übermitteln. 

(2) Wenn ein Vergabeverfahren ohne vorherige Bekanntmachung im 
Oberschwellenbereich durchgeführt wurde, kann der Auftraggeber der 
Kommission unter Verwendung des einschlägigen Standardformulars für 
Bekanntmachungen die Entscheidung bekannt geben, welchem Bieter der 
Zuschlag erteilt werden soll. 

(2) Sofern ein Auftraggeber davon ausgehen konnte, dass die Durchführung 
eines Vergabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung im 
Oberschwellenbereich zulässig ist, kann der Auftraggeber der Kommission unter 
Verwendung des einschlägigen Standardformulars für Bekanntmachungen die 
Entscheidung bekannt geben, welchem Bieter der Zuschlag erteilt werden soll. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(3) … (3) … 
… … 

3. Unterabschnitt 3. Unterabschnitt
Besondere Bekanntmachungsbestimmungen für den 

Unterschwellenbereich 
Besondere Bekanntmachungsbestimmungen für den 

Unterschwellenbereich 
Bekanntmachungen in Österreich und in sonstigen Medien Bekanntmachungen in Österreich und in sonstigen Medien 

§ 55. (1) … § 55. (1) …
… … 
(5) Wenn ein Vergabeverfahren ohne vorherige Bekanntmachung im 

Unterschwellenbereich durchgeführt wurde, kann der Auftraggeber die 
Entscheidung, welchem Bieter der Zuschlag erteilt werden soll, in dem gemäß 
§ 52 Abs. 1 für den jeweiligen Vollziehungsbereich festgelegten 
Publikationsmedium bekanntmachen. In dieser Bekanntmachung sind jedenfalls 
der Name und die Anschrift des Auftraggebers, eine Beschreibung des 
Auftragsgegenstandes, Name und Anschrift des erfolgreichen Bieters sowie die 
für die Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung 
maßgeblichen Gründe festzuhalten. 

(5) Sofern ein Auftraggeber davon ausgehen konnte, dass die Durchführung 
eines Vergabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung im 
Unterschwellenbereich zulässig ist, kann der Auftraggeber die Entscheidung, 
welchem Bieter der Zuschlag erteilt werden soll, in dem gemäß § 52 Abs. 1 für 
den jeweiligen Vollziehungsbereich festgelegten Publikationsmedium 
bekanntmachen. In dieser Bekanntmachung sind jedenfalls der Name und die 
Anschrift des Auftraggebers, eine Beschreibung des Auftragsgegenstandes, 
Name und Anschrift des erfolgreichen Bieters sowie die für die Durchführung 
eines Vergabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung maßgeblichen 
Gründe festzuhalten. 

(6) … (6) … 
… … 

2. Unterabschnitt 2. Unterabschnitt
Eignungsanforderungen und Eignungsnachweise Eignungsanforderungen und Eignungsnachweise 

… …
Eigenerklärung, Verlangen der Nachweise durch den Auftraggeber Eigenerklärung, Verlangen der Nachweise durch den Auftraggeber 
§ 70. (1) … § 70. (1) …
… … 
(4) Nach Maßgabe des Abs. 3 kann der Auftraggeber den Unternehmer 

auffordern, erforderliche Nachweise binnen einer angemessenen Frist 
(4) Nach Maßgabe des Abs. 3 kann der Auftraggeber den Unternehmer 

auffordern, erforderliche Nachweise binnen einer angemessenen Frist 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
vorzulegen bzw. vorgelegte Bescheinigungen binnen einer angemessenen Frist 
zu vervollständigen oder zu erläutern. Nachweise können auch in Kopie oder 
elektronisch vorgelegt werden. 

vorzulegen bzw. vorgelegte Bescheinigungen binnen einer angemessenen Frist 
zu vervollständigen oder zu erläutern. Nachweise können auch in Kopie oder 
elektronisch vorgelegt werden.

(5) … (5) … 
(6) Im Falle der Angebotslegung durch eine Arbeitsgemeinschaft oder eine 

Bietergemeinschaft hat jedes Mitglied die Befugnis für den ihm konkret 
zufallenden Leistungsteil nach Maßgabe der Abs. 2 und 3 nachzuweisen. 

(6) Im Falle der Angebotslegung durch eine Arbeitsgemeinschaft oder eine 
Bietergemeinschaft hat jedes Mitglied die Befugnis für den ihm konkret 
zufallenden Leistungsteil nach Maßgabe der Abs. 2 bis 4 nachzuweisen. 

Nachweis der Befugnis Nachweis der Befugnis 
§ 71. Der Auftraggeber hat als Nachweis für das Vorliegen der 

einschlägigen Befugnis gemäß § 70 Abs. 1 Z 1, dass der Unternehmer nach den 
Vorschriften seines Herkunftslandes befugt ist, die konkrete Leistung zu 
erbringen, festzulegen: 

§ 71. (1) Der Auftraggeber hat als Nachweis für das Vorliegen der 
einschlägigen Befugnis gemäß § 70 Abs. 1 Z 1, dass der Unternehmer nach den 
Vorschriften seines Herkunftslandes befugt ist, die konkrete Leistung zu 
erbringen, festzulegen: 

 1. nach Maßgabe der Vorschriften des Herkunftslandes des Unternehmers 
eine Urkunde über die Eintragung im betreffenden in Anhang VII 
angeführten Berufs- oder Handelsregister des Herkunftslandes oder die 
Vorlage der betreffenden in Anhang VII genannten Bescheinigung oder 
eidesstattlichen Erklärung, oder 

 1. nach Maßgabe der Vorschriften des Herkunftslandes des Unternehmers 
eine Urkunde über die Eintragung im betreffenden in Anhang VII 
angeführten Berufs- oder Handelsregister des Herkunftslandes oder die 
Vorlage der betreffenden in Anhang VII genannten Bescheinigung oder 
eidesstattlichen Erklärung, oder 

 2. im Falle eines Dienstleistungsauftrages die Vorlage der im 
Herkunftsland des Unternehmers zur Ausführung der betreffenden 
Dienstleistung erforderlichen Berechtigung oder eine Urkunde 
betreffend die im Herkunftsland des Unternehmers zur Ausführung der 
betreffenden Dienstleistung erforderliche Mitgliedschaft zu einer 
bestimmten Organisation. 

 2. im Falle eines Dienstleistungsauftrages die Vorlage der im 
Herkunftsland des Unternehmers zur Ausführung der betreffenden 
Dienstleistung erforderlichen Berechtigung oder eine Urkunde 
betreffend die im Herkunftsland des Unternehmers zur Ausführung der 
betreffenden Dienstleistung erforderliche Mitgliedschaft zu einer 
bestimmten Organisation.

 (2) Der Auftraggeber hat überdies von für die Zuschlagserteilung in 
Betracht kommenden Bewerbern, Bietern, deren Subunternehmern und weiteren 
Subunternehmern eine Auskunft aus der Verwaltungsstrafevidenz der Wiener 
Gebietskrankenkasse als Kompetenzzentrum Lohn- und Sozialdumping 
Bekämpfung (Kompetenzzentrum LSDB) gemäß § 7n des Arbeitsvertragsrechts-
Anpassungsgesetzes (AVRAG), BGBl. Nr. 459/1993, einzuholen, ob diesen eine 
rechtskräftige Entscheidung gemäß § 7k AVRAG zuzurechnen ist. Diese Auskunft 
darf nicht älter als sechs Monate sein. 

Nachweis der beruflichen Zuverlässigkeit Nachweis der beruflichen Zuverlässigkeit 
§ 72. (1) Der Auftraggeber hat als Nachweis für die berufliche 

Zuverlässigkeit gemäß § 70 Abs. 1 Z 2 festzulegen, dass die Unternehmer zu 
§ 72. (1) Der Auftraggeber hat als Nachweis für die berufliche 

Zuverlässigkeit gemäß § 70 Abs. 1 Z 2 festzulegen, dass die Unternehmer zu 

113/M
E

 X
X

V
. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

6 von 33

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



       7 von 33 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
belegen haben, dass kein Ausschlussgrund gemäß § 68 Abs. 1 vorliegt. Der 
Auftraggeber hat überdies von für die Zuschlagserteilung in Betracht 
kommenden Bewerbern, Bietern und deren Subunternehmern eine Auskunft aus 
der zentralen Verwaltungsstrafevidenz des Bundesministers für Finanzen gemäß 
§ 28b des Ausländerbeschäftigungsgesetzes (AuslBG), BGBl. Nr. 218/1975, 
einzuholen, ob diesen eine rechtskräftige Bestrafung gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 
AuslBG zuzurechnen ist. Diese Auskunft darf nicht älter als sechs Monate sein. 

belegen haben, dass kein Ausschlussgrund gemäß § 68 Abs. 1 vorliegt. Der 
Auftraggeber hat überdies von für die Zuschlagserteilung in Betracht 
kommenden Bewerbern, Bietern, deren Subunternehmern und weiteren 
Subunternehmern eine Auskunft aus der zentralen Verwaltungsstrafevidenz des 
Bundesministers für Finanzen gemäß § 28b des 
Ausländerbeschäftigungsgesetzes (AuslBG), BGBl. Nr. 218/1975, und eine 
Auskunft aus der Verwaltungsstrafevidenz des Kompetenzzentrums LSDB gemäß 
§ 7n AVRAG einzuholen, ob diesen eine rechtskräftige Bestrafung gemäß § 28 
Abs. 1 Z 1 AuslBG oder gemäß den §§ 7b Abs. 8 oder 7i AVRAG zuzurechnen 
ist. Diese Auskünfte dürfen nicht älter als sechs Monate sein. 

(2) … (2) … 
… …

Beurteilung der beruflichen Zuverlässigkeit Beurteilung der beruflichen Zuverlässigkeit 
§ 73. (1) Der Auftraggeber hat der Beurteilung der Zuverlässigkeit des 

Unternehmers insbesondere die gemäß § 72 Abs. 2 verlangten Nachweise und 
die gemäß § 72 Abs. 1 zweiter Satz eingeholte Auskunft zugrunde zu legen. 
Ergibt sich aus diesen Bescheinigungen, dass ein rechtskräftiges Urteil im Sinne 
des § 68 Abs. 1 Z 1 oder 4 vorliegt oder stellt der Auftraggeber aufgrund dieser 
Bescheinigungen eine Verfehlung im Sinne des § 68 Abs. 1 Z 5 nachweislich 
fest oder erlangt der Auftraggeber auf andere Weise von einem solchen Urteil 
oder einer solchen Verfehlung nachweislich Kenntnis, so ist bei diesem 
Unternehmer die geforderte Zuverlässigkeit nicht gegeben, es sei denn, er macht 
glaubhaft, dass er trotz dieses Umstandes zuverlässig ist. 

§ 73. (1) Der Auftraggeber hat der Beurteilung der Zuverlässigkeit des 
Unternehmers insbesondere die gemäß § 72 Abs. 2 verlangten Nachweise und 
die gemäß § 72 Abs. 1 zweiter Satz eingeholten Auskünfte zugrunde zu legen. 
Ergibt sich aus diesen Bescheinigungen, dass ein rechtskräftiges Urteil im Sinne 
des § 68 Abs. 1 Z 1 oder 4 vorliegt oder stellt der Auftraggeber aufgrund dieser 
Bescheinigungen eine Verfehlung im Sinne des § 68 Abs. 1 Z 5 nachweislich 
fest oder erlangt der Auftraggeber auf andere Weise von einem solchen Urteil 
oder einer solchen Verfehlung nachweislich Kenntnis, so ist bei diesem 
Unternehmer die geforderte Zuverlässigkeit nicht gegeben, es sei denn, er macht 
glaubhaft, dass er trotz dieses Umstandes zuverlässig ist. 

(2) … (2) … 
(3) Der Auftraggeber hat das Vorbringen des Unternehmers zu prüfen und 

bei der Beurteilung der Zuverlässigkeit die vom Unternehmer gesetzten 
Maßnahmen in ein Verhältnis zur Anzahl und zur Schwere der begangenen 
strafbaren Handlungen bzw. Verfehlungen zu setzen. Bei der Beurteilung der 
Schwere der rechtskräftigen Bestrafung gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 AuslBG ist 
insbesondere die Zahl der illegal beschäftigten Arbeitnehmer und die Dauer der 
illegalen Beschäftigung zu berücksichtigen. Liegen mehr als zwei rechtskräftige 
Bestrafungen gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 AuslBG vor oder erfolgten zwei 
rechtskräftige Bestrafungen gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 AuslBG in kurzen 
Zeitabständen, ist ein strengerer Maßstab anzulegen. 

(3) Der Auftraggeber hat das Vorbringen des Unternehmers zu prüfen und 
bei der Beurteilung der Zuverlässigkeit die vom Unternehmer gesetzten 
Maßnahmen in ein Verhältnis zur Anzahl und zur Schwere der begangenen 
strafbaren Handlungen bzw. Verfehlungen zu setzen. Bei der Beurteilung der 
Schwere der rechtskräftigen Bestrafung gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 AuslBG oder 
gemäß den §§ 7b Abs. 8 oder 7i AVRAG ist insbesondere die Anzahl der 
betroffenen Arbeitnehmer, die Dauer der illegalen Beschäftigung und die 
Wichtigkeit der nicht rechtzeitig übermittelten Unterlagen zu berücksichtigen. 
Liegen mehr als zwei rechtskräftige Bestrafungen gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 
AuslBG oder gemäß den §§ 7b Abs. 8 oder 7i AVRAG vor oder erfolgten zwei 
rechtskräftige Bestrafungen in kurzen Zeitabständen, ist ein strengerer Maßstab 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
anzulegen. 

… …
Inhalt der Ausschreibungsunterlagen Inhalt der Ausschreibungsunterlagen 

§ 79. (1) … § 79. (1) …
(2) In die Ausschreibungsunterlagen sind die als erforderlich erachteten 

oder die auf Aufforderung durch den Auftraggeber nachzureichenden Nachweise 
gemäß den §§ 71, 72, 74 und 75 aufzunehmen, soweit sie nicht bereits in der 
Bekanntmachung angeführt waren. 

(2) In die Ausschreibungsunterlagen sind die als erforderlich erachteten 
oder die auf Aufforderung durch den Auftraggeber nachzureichenden Nachweise 
gemäß den §§ 71 Abs. 1, 72, 74 und 75 aufzunehmen, soweit sie nicht bereits in 
der Bekanntmachung angeführt waren. 

(3) In der Bekanntmachung oder in den Ausschreibungsunterlagen ist 
anzugeben, ob der Zuschlag dem technisch und wirtschaftlich günstigsten 
Angebot oder – sofern der Qualitätsstandard der Leistung in der 
Bekanntmachung oder in den Ausschreibungsunterlagen klar und eindeutig 
definiert ist – dem Angebot mit dem niedrigsten Preis erteilt werden soll. 

(3) In der Bekanntmachung oder in den Ausschreibungsunterlagen ist 
anzugeben, ob der Zuschlag dem technisch und wirtschaftlich günstigsten 
Angebot oder – sofern der Qualitätsstandard der Leistung durch den 
Auftraggeber in technischer, wirtschaftlicher und rechtlicher Hinsicht klar und 
eindeutig definiert ist – dem Angebot mit dem niedrigsten Preis erteilt werden 
soll. Der Zuschlag ist jedenfalls dem technisch und wirtschaftlich günstigsten 
Angebot zu erteilen, wenn 

 1. es sich um eine geistige Dienstleistung (§ 2 Z 18) handelt oder
  2. der Auftraggeber in der Ausschreibung Alternativangebote ausdrücklich 

für zulässig erklärt (§ 81 Abs. 1) oder 
 3. die Beschreibung der Leistung funktional (§ 95 Abs. 3) erfolgt oder
  4. es sich um Leistungen handelt, die ihrer Natur nach oder wegen der mit 

der Leistungserbringung verbundenen Risiken eine vorherige globale 
Preisgestaltung nicht zulassen und deswegen ein 
Verhandlungsverfahren durchgeführt wird (§ 28 Abs. 1 Z 3, § 29 Abs. 1 
Z 2, § 30 Abs. 1 Z 2) oder 

  5. in der Ausschreibung von geeigneten Leitlinien (§§ 97 Abs. 2 und 99 
Abs. 2) abgewichen wird und dadurch keine vergleichbaren Angebote zu 
erwarten sind, oder

  6. die zu erbringenden Dienstleistungen dergestalt sind, dass vertragliche 
Spezifikationen nicht so genau festgelegt werden können, dass der 
Auftrag durch die Wahl des besten Angebotes im offenen oder nicht 
offenen Verfahren mit vorheriger Bekanntmachung vergeben werden 
kann (§ 30 Abs. 1 Z 3), oder 

  7. im Rahmen der Angebotsbewertung mit der Leistung im Zusammenhang 
stehende zukünftige laufende bzw. anfallende kostenwirksame Faktoren 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(z.B. Betriebs- und Erhaltungsarbeiten, Serviceleistungen, erforderliche 
Ersatzteil-Lagerhaltung, Entsorgung) berücksichtigt werden sollen oder 

  8. es sich um einen Bauauftrag handelt, der die gleichzeitige Ausführung 
und Planung des Bauvorhabens umfasst (§ 4 Z 1 zweiter Fall), und die 
Planung nicht bloß unwesentlichen Charakter hat.

 Soll der Zuschlag dem technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebot 
erteilt werden, so hat der Auftraggeber in der Bekanntmachung oder in den 
Ausschreibungsunterlagen alle Zuschlagskriterien, deren Verwendung er 
vorsieht, im Verhältnis der ihnen zuerkannten Bedeutung anzugeben. Diese 
Angabe kann auch im Wege der Festlegung einer Marge, deren größte 
Bandbreite angemessen sein muss, erfolgen. Ist die Festlegung der 
Zuschlagskriterien im Verhältnis der ihnen zuerkannten Bedeutung aus 
nachvollziehbaren Gründen nach Ansicht des Auftraggebers nicht möglich, so 
hat der Auftraggeber in der Bekanntmachung oder in den 
Ausschreibungsunterlagen alle Zuschlagskriterien, deren Verwendung er 
vorsieht, in der Reihenfolge der ihnen zuerkannten Bedeutung anzugeben. 
Sofern in der Bekanntmachung oder in den Ausschreibungsunterlagen keine 
Festlegung betreffend das Zuschlagsprinzip erfolgt, ist der Zuschlag dem 
Angebot mit dem niedrigsten Preis zu erteilen. 

(3a) Soll der Zuschlag dem technisch und wirtschaftlich günstigsten 
Angebot erteilt werden, so hat der Auftraggeber in der Bekanntmachung oder in 
den Ausschreibungsunterlagen alle Zuschlagskriterien, deren Verwendung er 
vorsieht, im Verhältnis der ihnen zuerkannten Bedeutung anzugeben. Diese 
Angabe kann auch im Wege der Festlegung einer Marge, deren größte 
Bandbreite angemessen sein muss, erfolgen. Ist die Festlegung der 
Zuschlagskriterien im Verhältnis der ihnen zuerkannten Bedeutung aus 
nachvollziehbaren Gründen nach Ansicht des Auftraggebers nicht möglich, so 
hat der Auftraggeber in der Bekanntmachung oder in den 
Ausschreibungsunterlagen alle Zuschlagskriterien, deren Verwendung er 
vorsieht, in der Reihenfolge der ihnen zuerkannten Bedeutung anzugeben. 

… …
… … 

Subunternehmerleistungen Subunternehmerleistungen 
§ 83. (1) Die Weitergabe des gesamten Auftrages ist unzulässig, 

ausgenommen hiervon sind Kaufverträge sowie die Weitergabe an verbundene 
Unternehmen.

§ 83. (1) Die Weitergabe des gesamten Auftrages ist unzulässig, 
ausgenommen hiervon sind Kaufverträge sowie die Weitergabe an verbundene 
Unternehmen. 

(2) Der Auftraggeber hat in den Ausschreibungsunterlagen festzulegen, ob 
nur die wesentlichen Teile des Auftrages, die der Bieter jedenfalls oder 
möglicherweise im Wege von Subaufträgen an Dritte zu vergeben beabsichtigt, 
bekannt zu geben sind.  

(2) Der Bieter hat alle Teile des Auftrages, die er im Wege von 
Subaufträgen an Dritte (Subunternehmer) zu vergeben beabsichtigt, im Angebot 
bekannt zu geben. Gleiches gilt für alle weiteren Unternehmer, die Teile der an 
den erfolgreichen Bieter übertragenen Leistungen ausführen sollen (weitere 
Subunternehmer). Die Pflicht zur Bekanntgabe aller Subunternehmer und aller 
weiteren Subunternehmer besteht nicht, sofern der Auftraggeber aus sachlichen 
Gründen in den Ausschreibungsunterlagen festgelegt hat, dass nur die 
wesentlichen Teile des Auftrages, die der Bieter im Wege von Subaufträgen an 
Subunternehmer zu vergeben beabsichtigt, im Angebot bekannt zu geben sind.  
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(3) Die Weitergabe des gesamten Auftrages oder von Teilen der Leistung 

ist nur insoweit zulässig, als der Subunternehmer die für die Ausführung seines 
Teiles erforderliche Befugnis, Leistungsfähigkeit sowie die berufliche 
Zuverlässigkeit besitzt. Die Subunternehmer können ihre erforderliche Befugnis, 
Leistungsfähigkeit und berufliche Zuverlässigkeit nach Maßgabe des § 70 Abs. 2 
bis 4 nachweisen. 

(3) Die Weitergabe des gesamten Auftrages oder von Teilen der Leistung 
ist nur insoweit zulässig, als der Subunternehmer oder weitere Subunternehmer 
die für die Ausführung seines Teiles erforderliche Befugnis, Leistungsfähigkeit 
sowie die berufliche Zuverlässigkeit besitzt. Die Subunternehmer und weiteren 
Subunternehmer können ihre erforderliche Befugnis, Leistungsfähigkeit und 
berufliche Zuverlässigkeit nach Maßgabe des § 70 Abs. 2 bis 4 nachweisen. 

 (4) Nach Zuschlagserteilung hat der erfolgreiche Bieter jeden 
beabsichtigten Wechsel eines Subunternehmers oder jede beabsichtigte 
Hinzuziehung eines nicht im Angebot bekannt gegebenen Subunternehmers dem 
Auftraggeber unverzüglich bekannt zu geben, und der Einsatz dieser 
Subunternehmer bei der Leistungserbringung darf nur nach vorheriger 
ausdrücklicher Zustimmung des Auftraggebers erfolgen. Gleiches gilt, wenn ein 
Subunternehmer einen weiteren Subunternehmer wechseln oder einen nicht im 
Angebot bekannt gegebenen weiteren Subunternehmer hinzuziehen möchte bzw. 
dies durch weitere Subunternehmer erfolgen soll. Dem Angebot sind die 
entsprechenden Verpflichtungserklärungen beizulegen. 

 (5) Der Auftraggeber kann bei Bau- oder Dienstleistungsaufträgen sowie 
bei Verlege- oder Installationsarbeiten im Zusammenhang mit einem 
Lieferauftrag vorschreiben, dass bestimmte kritische Aufgaben vom Bieter selbst 
oder — im Falle der Teilnahme einer Arbeits- oder Bietergemeinschaft am 
Vergabeverfahren — von einem Mitglied dieser Arbeits- oder 
Bietergemeinschaft ausgeführt werden müssen. 

Einhaltung arbeits- und sozialrechtlicher Bestimmungen Einhaltung arbeits- und sozialrechtlicher Bestimmungen 
§ 84. (1) … § 84. (1) …
(2) Der Auftraggeber hat in der Ausschreibung vorzusehen, dass die 

Erstellung des Angebots für in Österreich zu erbringende Leistungen unter 
Berücksichtigung der in Österreich geltenden arbeits- und sozialrechtlichen 
Vorschriften zu erfolgen hat und dass sich der Bieter verpflichtet, bei der 
Durchführung des Auftrages in Österreich diese Vorschriften einzuhalten. Diese 
Vorschriften sind bei der für die Ausführung des Auftrages örtlich zuständigen 
Gliederung der gesetzlichen Interessenvertretung der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer zur Einsichtnahme durch interessierte Bieter und Bewerber 
bereitzuhalten. Hierauf ist in den Ausschreibungsunterlagen ausdrücklich 
hinzuweisen. 

(2) Der Auftraggeber hat in der Ausschreibung vorzusehen, dass die 
Erstellung des Angebots für in Österreich zu erbringende Leistungen unter 
Berücksichtigung der in Österreich geltenden arbeits- und sozialrechtlichen 
Vorschriften (insbesondere des ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes – AschG, 
BGBl. Nr. 450/1994, des Arbeitszeitgesetzes – AZG, BGBl. Nr. 461/1969, des 
Arbeitsruhegesetzes – ARG, BGBl. Nr. 144/1983) zu erfolgen hat und dass sich 
der Bieter verpflichtet, bei der Durchführung des Auftrages in Österreich diese 
Vorschriften einzuhalten. Diese Vorschriften sind bei der für die Ausführung des 
Auftrages örtlich zuständigen Gliederung der gesetzlichen Interessenvertretung 
der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer zur Einsichtnahme durch interessierte 
Bieter und Bewerber bereitzuhalten. Hierauf ist in den 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Ausschreibungsunterlagen ausdrücklich hinzuweisen.

… …

5. Unterabschnitt
Sonderbestimmungen für den Unterschwellenbereich  

Wahl des Zuschlagsprinzips  
§ 100. Im Unterschwellenbereich kann der Auftraggeber den Zuschlag dem 

technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebot oder dem Angebot mit dem 
niedrigsten Preis erteilen. Soll der Zuschlag dem technisch und wirtschaftlich 
günstigsten Angebot erteilt werden, so hat der Auftraggeber in der 
Bekanntmachung oder in den Ausschreibungsunterlagen alle Zuschlagskriterien, 
deren Verwendung er vorsieht, im Verhältnis der ihnen zuerkannten Bedeutung 
anzugeben. Diese Angabe kann auch im Wege der Festlegung einer Marge, 
deren größte Bandbreite angemessen sein muss, erfolgen. Ist eine derartige 
Festlegung aus nachvollziehbaren Gründen nach Ansicht des Auftraggebers 
nicht möglich, so hat der Auftraggeber in der Bekanntmachung oder in den 
Ausschreibungsunterlagen alle Zuschlagskriterien, deren Verwendung er 
vorsieht, in der Reihenfolge der ihnen zuerkannten Bedeutung anzugeben. Sofern 
in der Bekanntmachung oder in den Ausschreibungsunterlagen keine Festlegung 
betreffend das Zuschlagsprinzip erfolgt, ist der Zuschlag dem Angebot mit dem 
niedrigsten Preis zu erteilen. 

 

…  
Inhalt der Angebote Inhalt der Angebote 

§ 108. (1) Jedes Angebot muss insbesondere enthalten: § 108. (1) Jedes Angebot muss insbesondere enthalten: 
 1. … 1. … 
 2. Bekanntgabe der Subunternehmer, auf deren Kapazitäten sich der Bieter 

zum Nachweis seiner Eignung stützt, unter Beilage des Nachweises, 
dass der Bieter über deren Kapazitäten tatsächlich verfügt und der 
Auftraggeber die zur Durchführung des Gesamtauftrages erforderlichen 
Sicherheiten über die finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
hat. Bekanntgabe aller Teile oder – sofern der Auftraggeber dies in den 
Ausschreibungsunterlagen vorgesehen hat – nur der wesentlichen Teile 
des Auftrages, die der Bieter jedenfalls oder möglicherweise im Wege 

 2. Bekanntgabe aller Subunternehmer und weiteren Subunternehmer, auf 
deren Kapazitäten sich der Bieter zum Nachweis seiner Eignung stützt, 
unter Beilage des Nachweises, dass der Bieter, der Subunternehmer 
oder der weitere Subunternehmer über deren Kapazitäten tatsächlich 
verfügt und der Auftraggeber die zur Durchführung des 
Gesamtauftrages erforderlichen Sicherheiten über die finanzielle und 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit hat. Bekanntgabe aller Teile des 
Auftrages, die durch Subunternehmer und weitere Subunternehmer 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
von Subaufträgen an Dritte zu vergeben beabsichtigt. Die in Frage 
kommenden Subunternehmer sind bekannt zu geben. Die Nennung 
mehrerer Subunternehmer je Leistungsteil ist zulässig. Die Haftung des 
Auftragnehmers wird durch diese Angaben nicht berührt; 

ausgeführt werden sollen, oder – sofern der Auftraggeber dies aus 
sachlichen Gründen in den Ausschreibungsunterlagen vorgesehen hat – 
nur der wesentlichen Teile des Auftrages, die der Bieter im Wege von 
Subaufträgen an Subunternehmer zu vergeben beabsichtigt. Die in Frage 
kommenden Subunternehmer und weiteren Subunternehmer sind 
bekannt zu geben. Die Nennung mehrerer Subunternehmer und weiterer 
Subunternehmer je Leistungsteil ist zulässig. Die Haftung des 
Auftragnehmers wird durch diese Angaben nicht berührt; 

 2a. die entsprechenden Verpflichtungserklärungen gemäß § 83 Abs. 4;
 3. … 3. … 

… …

3. Unterabschnitt 3. Unterabschnitt 
Prüfung der Angebote und Ausscheiden von Angeboten Prüfung der Angebote und Ausscheiden von Angeboten 

… … 
Vorgehen bei der Prüfung Vorgehen bei der Prüfung 

§ 123. (1) Die Prüfung der Angebote erfolgt in technischer und 
wirtschaftlicher Hinsicht nach den in der Ausschreibung festgelegten Kriterien.

§ 123. (1) Die Prüfung der Angebote erfolgt in technischer und 
wirtschaftlicher Hinsicht nach den in der Ausschreibung festgelegten Kriterien. 

(2) Bei Angeboten, die für eine Zuschlagserteilung in Betracht kommen, ist 
im Einzelnen zu prüfen, 

(2) Bei Angeboten, die für eine Zuschlagserteilung in Betracht kommen, ist 
im Einzelnen zu prüfen, 

 1. … 1. … 
 2. nach Maßgabe des § 70 die Befugnis, Leistungsfähigkeit und 

Zuverlässigkeit des Bieters bzw. – bei der Weitergabe von Leistungen – 
der namhaft gemachten Subunternehmer; 

 2. nach Maßgabe des § 70 die Befugnis, Leistungsfähigkeit und 
Zuverlässigkeit des Bieters bzw. – bei Weitergabe von Leistungen – der 
namhaft gemachten Subunternehmer und weiteren Subunternehmer; 

… …
Prüfung der Angemessenheit der Preise – vertiefte Angebotsprüfung Prüfung der Angemessenheit der Preise – vertiefte Angebotsprüfung 
§ 125. (1) … § 125. (1) …
… … 
(4) Bei einer vertieften Angebotsprüfung ist zu prüfen, ob die Preise 

betriebswirtschaftlich erklär- und nachvollziehbar sind. Geprüft werden kann 
insbesondere, ob 

(4) Bei einer vertieften Angebotsprüfung ist zu prüfen, ob die Preise 
betriebswirtschaftlich erklär- und nachvollziehbar sind. Geprüft werden kann 
insbesondere, ob 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 1. im Preis aller wesentlichen Positionen alle direkt zuordenbaren 

Personal-, Material-, Geräte-, Fremdleistungs- und Kapitalkosten 
enthalten sind und ob die Aufwands- und Verbrauchsansätze 
nachvollziehbar sind; 

 1. im Preis aller wesentlichen Positionen alle direkt zuordenbaren 
Personal-, Material-, Geräte-, Fremdleistungs- und Kapitalkosten 
enthalten sind und ob die Aufwands- und Verbrauchsansätze – 
insbesondere im Hinblick auf die dem Angebot zugrunde gelegten 
Kollektivverträge – nachvollziehbar sind;

 2. …  2. … 
… …

Änderung der Schwellen- oder Loswerte Änderung der Schwellen- oder Loswerte 
§ 186. (1) Der Bundeskanzler kann durch Verordnung anstelle der in den 

§§ 177, 178 Abs. 2 und 3, 180 Abs. 1 und 2, 182 Abs. 3, 183 Abs. 4 und 5, 184 
Abs. 5 und 6, 201 Abs. 2, 201a Abs. 2, 214 Abs. 2, 231 Abs. 3, 268 Abs. 3 sowie 
280 Abs. 3 festgesetzten Schwellen- oder Loswerte, soweit dies auf Grund von 
völkerrechtlichen Verpflichtungen Österreichs oder von unionsrechtlichen 
Vorschriften erforderlich oder zulässig ist oder dies im Interesse einer 
einheitlichen oder wirtschaftlicheren Vorgangsweise bei der Vergabe von 
Aufträgen zweckmäßig ist, andere Schwellen- oder Loswerte festsetzen. 

§ 186. (1) Der Bundeskanzler kann durch Verordnung anstelle der in den 
§§ 177, 178 Abs. 2 und 3, 180 Abs. 1 und 2, 182 Abs. 3, 183 Abs. 4 und 5, 184 
Abs. 5 und 6, 201 Abs. 2, 201a Abs. 2, 214 Abs. 2, 268 Abs. 3 sowie 280 Abs. 3 
festgesetzten Schwellen- oder Loswerte, soweit dies auf Grund von 
völkerrechtlichen Verpflichtungen Österreichs oder von unionsrechtlichen 
Vorschriften erforderlich oder zulässig ist oder dies im Interesse einer 
einheitlichen oder wirtschaftlicheren Vorgangsweise bei der Vergabe von 
Aufträgen zweckmäßig ist, andere Schwellen- oder Loswerte festsetzen. 

(2) … (2) … 
… … 

3. Abschnitt 3. Abschnitt
Bekanntmachungen Bekanntmachungen 

1. Unterabschnitt 1. Unterabschnitt
Allgemeine Bestimmungen über Bekanntmachungen Allgemeine Bestimmungen über Bekanntmachungen 

… …
Freiwillige Bekanntmachungen auf Unionsebene Freiwillige Bekanntmachungen auf Unionsebene 

§ 210. (1) Der Sektorenauftraggeber kann Bekanntmachungen und 
Mitteilungen, die nicht einer Bekanntmachungsverpflichtung gemäß diesem 
Bundesgesetz unterliegen, der Kommission unter Verwendung allenfalls 
existierender einschlägiger Standardformulare für Bekanntmachungen 
übermitteln.

§ 210. (1) Der Sektorenauftraggeber kann Bekanntmachungen und 
Mitteilungen, die nicht einer Bekanntmachungsverpflichtung gemäß diesem 
Bundesgesetz unterliegen, der Kommission unter Verwendung allenfalls 
existierender einschlägiger Standardformulare für Bekanntmachungen 
übermitteln. 

(2) Wenn ein Vergabeverfahren ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb (2) Sofern ein Sektorenauftraggeber davon ausgehen konnte, dass die 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
im Oberschwellenbereich durchgeführt wurde, kann der Sektorenauftraggeber 
der Kommission unter Verwendung des einschlägigen Standardformulars für 
Bekanntmachungen die Entscheidung bekannt geben, welchem Bieter der 
Zuschlag erteilt werden soll. 

Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherigen Aufruf zum 
Wettbewerb im Oberschwellenbereich zulässig ist, kann der 
Sektorenauftraggeber der Kommission unter Verwendung des einschlägigen 
Standardformulars für Bekanntmachungen die Entscheidung bekannt geben, 
welchem Bieter der Zuschlag erteilt werden soll. 

(3) … (3) … 
… …

3. Unterabschnitt 3. Unterabschnitt 
Besondere Bekanntmachungsbestimmungen für den 

Unterschwellenbereich 
Besondere Bekanntmachungsbestimmungen für den 

Unterschwellenbereich 

… …
Bekanntmachungen in Österreich und in sonstigen Medien Bekanntmachungen in Österreich und in sonstigen Medien 

§ 219. (1) … § 219. (1) …
… … 
(5) Wenn ein Vergabeverfahren ohne vorherigen Aufruf zum Wettbewerb 

im Unterschwellenbereich durchgeführt wurde, kann der Sektorenauftraggeber 
die Entscheidung, welchem Bieter der Zuschlag erteilt werden soll, in dem 
gemäß § 216 Abs. 1 für den jeweiligen Vollziehungsbereich festgelegten 
Publikationsmedium bekanntmachen. In dieser Bekanntmachung sind jedenfalls 
der Name und die Anschrift des Sektorenauftraggebers, eine Beschreibung des 
Auftragsgegenstandes, Name und Anschrift des erfolgreichen Bieters sowie die 
für die Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherigen Aufruf zum 
Wettbewerb maßgeblichen Gründe festzuhalten. 

(5) Sofern ein Sektorenauftraggeber davon ausgehen konnte, dass die 
Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherigen Aufruf zum 
Wettbewerb im Unterschwellenbereich zulässig ist, kann der 
Sektorenauftraggeber die Entscheidung, welchem Bieter der Zuschlag erteilt 
werden soll, in dem gemäß § 216 Abs. 1 für den jeweiligen Vollziehungsbereich 
festgelegten Publikationsmedium bekanntmachen. In dieser Bekanntmachung 
sind jedenfalls der Name und die Anschrift des Sektorenauftraggebers, eine 
Beschreibung des Auftragsgegenstandes, Name und Anschrift des erfolgreichen 
Bieters sowie die für die Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne 
vorherigen Aufruf zum Wettbewerb maßgeblichen Gründe festzuhalten. 

(6) … (6) … 
… … 

5. Abschnitt 5. Abschnitt
Eignung der Unternehmer Eignung der Unternehmer 

… …
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Eigenerklärung, Verlangen der Nachweise durch den Sektorenauftraggeber Verlangen der Nachweise durch den Sektorenauftraggeber, Nachweis der 

Befugnis und der beruflichen Zuverlässigkeit, Beurteilung der beruflichen 
Zuverlässigkeit 

§ 231. (1) Der Sektorenauftraggeber hat festzulegen, mit welchen 
Nachweisen Unternehmer, die an einem Vergabeverfahren teilnehmen, ihre 

§ 231. (1) Der Sektorenauftraggeber hat festzulegen, mit welchen 
Nachweisen Unternehmer, die an einem Vergabeverfahren teilnehmen, ihre 

 1. berufliche Befugnis,  1. berufliche Befugnis, 
 2. berufliche Zuverlässigkeit, 2. berufliche Zuverlässigkeit,
 3. finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sowie 3. finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sowie
 4. technische Leistungsfähigkeit 4. technische Leistungsfähigkeit
zu belegen haben. Nachweise dürfen nur so weit festgelegt werden, wie es durch 
den Gegenstand des Auftrages gerechtfertigt ist. Dabei hat der 
Sektorenauftraggeber die berechtigten Interessen des Unternehmers am Schutz 
seiner technischen oder handelsbezogenen Betriebsgeheimnisse zu 
berücksichtigen. 

zu belegen haben. Nachweise dürfen nur so weit festgelegt werden, wie es durch 
den Gegenstand des Auftrages gerechtfertigt ist. Dabei hat der 
Sektorenauftraggeber die berechtigten Interessen des Unternehmers am Schutz 
seiner technischen oder handelsbezogenen Betriebsgeheimnisse zu 
berücksichtigen. 

(2) (2) Der Unternehmer kann den Nachweis der Befugnis, Zuverlässigkeit und 
Leistungsfähigkeit auch durch den Nachweis der Eintragung in einem 
einschlägigen, allgemein zugänglichen Verzeichnis eines Dritten führen, sofern 
diesem die vom Sektorenauftraggeber festgelegten Unterlagen in der vom 
Sektorenauftraggeber gewünschten Aktualität vorliegen und vom 
Sektorenauftraggeber selbst unmittelbar abrufbar sind. Der Unternehmer kann 
den Nachweis der Befugnis, Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit auch mit 
anderen als den vom Sektorenauftraggeber festgelegten Unterlagen führen, 
sofern die festgelegten Unterlagen aus einem gerechtfertigten Grund nicht 
beigebracht werden können und die vorgelegten Unterlagen die gleiche 
Aussagekraft wie die ursprünglich festgelegten aufweisen. Der Nachweis der 
gleichen Aussagekraft ist vom Unternehmer nach Aufforderung zu erbringen. 

 (3) Im Falle der Angebotslegung durch eine Arbeitsgemeinschaft oder eine 
Bietergemeinschaft hat jedes Mitglied die Befugnis für den ihm konkret 
zufallenden Leistungsteil nach Maßgabe des § 231a nachzuweisen.

 (4) Der Sektorenauftraggeber hat als Nachweis für das Vorliegen der 
einschlägigen Befugnis gemäß Abs. 1 Z 1 von für die Zuschlagserteilung in 
Betracht kommenden Bewerbern, Bietern, deren Subunternehmern und weiteren 
Subunternehmern überdies eine Auskunft aus der Verwaltungsstrafevidenz des 
Kompetenzzentrums LSDB gemäß § 7n AVRAG einzuholen, ob diesen eine 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
rechtskräftige Entscheidung gemäß § 7k AVRAG zuzurechnen ist. Diese Auskunft 
darf nicht älter als sechs Monate sein. 

 (5) Der Sektorenauftraggeber hat als Nachweis für das Vorliegen der 
beruflichen Zuverlässigkeit gemäß Abs. 1 Z 2 von für die Zuschlagserteilung in 
Betracht kommenden Bewerbern, Bietern, deren Subunternehmern und weiteren 
Subunternehmern jedenfalls eine Auskunft aus der zentralen 
Verwaltungsstrafevidenz des Bundesministers für Finanzen gemäß § 28b AuslBG 
und eine Auskunft aus der Verwaltungsstrafevidenz des Kompetenzzentrums 
LSDB gemäß § 7n AVRAG einzuholen, ob diesen eine rechtskräftige Bestrafung 
gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 AuslBG oder gemäß den §§ 7b Abs. 8 oder 7i AVRAG 
zuzurechnen ist. Diese Auskünfte dürfen nicht älter als sechs Monate sein. 

 (6) Der Sektorenauftraggeber hat der Beurteilung der beruflichen 
Zuverlässigkeit des Unternehmers insbesondere die gemäß Abs. 1 verlangten 
Nachweise und die gemäß Abs. 5 eingeholten Auskünfte zugrunde zu legen. 
Ergibt sich aus diesen Bescheinigungen, dass ein rechtskräftiges Urteil im Sinne 
des § 229 Abs. 1 Z 1 oder 4 vorliegt oder stellt der Sektorenauftraggeber 
aufgrund dieser Bescheinigungen eine Verfehlung im Sinne des § 229 Abs. 1 Z 5 
nachweislich fest oder erlangt der Sektorenauftraggeber auf andere Weise von 
einem solchen Urteil oder einer solchen Verfehlung nachweislich Kenntnis, so 
ist bei diesem Unternehmer die geforderte Zuverlässigkeit nicht gegeben, es sei 
denn, er macht glaubhaft, dass er trotz dieses Umstandes zuverlässig ist. 

 (7) Zur Glaubhaftmachung im Sinne des Abs. 6 zweiter Satz letzter Halbsatz 
hat der Unternehmer darzulegen, dass er konkrete technische, organisatorische 
oder personelle Maßnahmen getroffen hat, die geeignet sind, das nochmalige 
Setzen der betreffenden strafbaren Handlungen bzw. Verfehlungen zu 
verhindern. Als derartige Maßnahmen gelten etwa 

  1. die Einführung eines qualitativ hochwertigen Berichts- und 
Kontrollwesens, 

  2. die Einschaltung eines Organs der inneren Revision zur regelmäßigen 
Überprüfung der Einhaltung der maßgeblichen Vorschriften, 

  3. die Einführung von internen Haftungs- und Schadenersatzregelungen 
zur Einhaltung der maßgeblichen Vorschriften. 

 (8) Der Sektorenauftraggeber hat das Vorbringen des Unternehmers zu 
prüfen und bei der Beurteilung der Zuverlässigkeit die vom Unternehmer 
gesetzten Maßnahmen in ein Verhältnis zur Anzahl und zur Schwere der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
begangenen strafbaren Handlungen bzw. Verfehlungen zu setzen. Bei der 
Beurteilung der Schwere der rechtskräftigen Bestrafung gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 
AuslBG oder gemäß den §§ 7b Abs. 8 oder 7i AVRAG ist insbesondere die 
Anzahl der betroffenen Arbeitnehmer, die Dauer der illegalen Beschäftigung und 
die Wichtigkeit der nicht rechtzeitig übermittelten Unterlagen zu 
berücksichtigen. Liegen mehr als zwei rechtskräftige Bestrafungen gemäß § 28 
Abs. 1 Z 1 AuslBG oder gemäß den §§ 7b Abs. 8 oder 7i AVRAG vor oder 
erfolgten zwei rechtskräftige Bestrafungen in kurzen Zeitabständen, ist ein 
strengerer Maßstab anzulegen.

 Eigenerklärung 
Bewerber oder Bieter können ihre Befugnis, Zuverlässigkeit und 

Leistungsfähigkeit auch durch die Vorlage einer Erklärung belegen, dass sie die 
vom Sektorenauftraggeber verlangten Eignungskriterien erfüllen und die 
festgelegten Nachweise auf Aufforderung unverzüglich beibringen können 
(Eigenerklärung). In einer solchen Erklärung sind die Befugnisse anzugeben, 
über die der Unternehmer konkret verfügt. 

§ 231a. (1) Bewerber oder Bieter können ihre Befugnis, Zuverlässigkeit 
und Leistungsfähigkeit auch durch die Vorlage einer Erklärung belegen, dass sie 
die vom Sektorenauftraggeber verlangten Eignungskriterien erfüllen und die 
festgelegten Nachweise auf Aufforderung unverzüglich beibringen können 
(Eigenerklärung). In einer solchen Erklärung sind die Befugnisse anzugeben, 
über die der Unternehmer konkret verfügt. 

(3) Bei der Vergabe von Aufträgen kann der Sektorenauftraggeber die 
Vorlage bestimmter Nachweise von bestimmten Bewerbern oder Bietern 
verlangen, sofern dies nach Auffassung des Sektorenauftraggebers erforderlich 
ist. Bei der Vergabe von Aufträgen im Oberschwellenbereich hat der 
Sektorenauftraggeber vor Zuschlagserteilung die Vorlage der festgelegten 
Nachweise vom Zuschlagsempfänger jedenfalls zu verlangen; bei einer Vergabe 
in Losen gilt dies nur, wenn der geschätzte Wert des einzelnen Loses den in 
§ 180 Abs. 1 genannten jeweiligen Schwellenwert erreicht. 

(2) Bei der Vergabe von Aufträgen kann der Sektorenauftraggeber die 
Vorlage bestimmter Nachweise von bestimmten Bewerbern oder Bietern 
verlangen, sofern dies nach Auffassung des Sektorenauftraggebers erforderlich 
ist. Bei der Vergabe von Aufträgen im Oberschwellenbereich hat der 
Sektorenauftraggeber vor Zuschlagserteilung die Vorlage der festgelegten 
Nachweise vom Zuschlagsempfänger jedenfalls zu verlangen; bei einer Vergabe 
in Losen gilt dies nur, wenn der geschätzte Wert des einzelnen Loses den in 
§ 180 Abs. 1 genannten jeweiligen Schwellenwert erreicht. 

(4) Nach Maßgabe des Abs. 3 kann der Sektorenauftraggeber den 
Unternehmer auffordern, erforderliche Nachweise binnen einer angemessenen 
Frist vorzulegen bzw. vorgelegte Bescheinigungen binnen einer angemessenen 
Frist zu vervollständigen oder zu erläutern. Nachweise können auch in Kopie 
oder elektronisch vorgelegt werden. 

(3) Nach Maßgabe des Abs. 2 kann der Sektorenauftraggeber den 
Unternehmer auffordern, erforderliche Nachweise binnen einer angemessenen 
Frist vorzulegen bzw. vorgelegte Bescheinigungen binnen einer angemessenen 
Frist zu vervollständigen oder zu erläutern. Nachweise können auch in Kopie 
oder elektronisch vorgelegt werden. 

(5) Der Unternehmer kann den Nachweis der Befugnis, Zuverlässigkeit und 
Leistungsfähigkeit auch durch den Nachweis der Eintragung in einem 
einschlägigen, allgemein zugänglichen Verzeichnis eines Dritten führen, sofern 
diesem die vom Sektorenauftraggeber festgelegten Unterlagen in der vom 
Sektorenauftraggeber gewünschten Aktualität vorliegen und vom 
Sektorenauftraggeber selbst unmittelbar abrufbar sind. Der Unternehmer kann 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
den Nachweis der Befugnis, Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit auch mit 
anderen als den vom Sektorenauftraggeber festgelegten Unterlagen führen, 
sofern die festgelegten Unterlagen aus einem gerechtfertigten Grund nicht 
beigebracht werden können und die vorgelegten Unterlagen die gleiche 
Aussagekraft wie die ursprünglich festgelegten aufweisen. Der Nachweis der 
gleichen Aussagekraft ist vom Unternehmer nach Aufforderung zu erbringen. 

(6) Im Falle der Angebotslegung durch eine Arbeitsgemeinschaft oder eine 
Bietergemeinschaft hat jedes Mitglied die Befugnis für den ihm konkret 
zufallenden Leistungsteil nach Maßgabe der Abs. 2 und 3 nachzuweisen. 

 

… … 

6. Abschnitt 6. Abschnitt
Die Ausschreibung Die Ausschreibung 

1. Unterabschnitt 1. Unterabschnitt
Allgemeine Bestimmungen für Vergabeverfahren im 

Oberschwellenbereich 
Allgemeine Bestimmungen für Vergabeverfahren im 

Oberschwellenbereich 
… … 

Inhalt der Ausschreibungsunterlagen Inhalt der Ausschreibungsunterlagen 
§ 236. (1) … § 236. (1) … 
(2) In die Ausschreibungsunterlagen sind die als erforderlich erachteten 

oder die auf Aufforderung durch den Sektorenauftraggeber nachzureichenden 
Nachweise gemäß § 231 aufzunehmen, soweit sie nicht bereits im Aufruf zum 
Wettbewerb angeführt waren. 

(2) In die Ausschreibungsunterlagen sind die als erforderlich erachteten 
oder die auf Aufforderung durch den Sektorenauftraggeber nachzureichenden 
Nachweise gemäß den §§ 231 und 231a aufzunehmen, soweit sie nicht bereits 
im Aufruf zum Wettbewerb angeführt waren. 

(3) (3) Im Aufruf zum Wettbewerb, in der Aufforderung zur 
Interessensbestätigung gemäß § 251, in der Aufforderung zur Angebotsabgabe 
oder zur Verhandlung oder in den Ausschreibungsunterlagen ist anzugeben, ob 
der Zuschlag dem technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebot oder – 
sofern der Qualitätsstandard der Leistung durch den Sektorenauftraggeber in 
technischer, wirtschaftlicher und rechtlicher Hinsicht klar und eindeutig 
definiert ist – dem Angebot mit dem niedrigsten Preis erteilt werden soll. Der 
Zuschlag ist jedenfalls dem technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebot zu 
erteilen, wenn 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 1. es sich um eine geistige Dienstleistung (§ 2 Z 18) handelt oder
  2. der Auftraggeber in der Ausschreibung Alternativangebote ausdrücklich 

für zulässig erklärt (§ 238 Abs. 1) oder 
 3. die Beschreibung der Leistung funktional (§ 245 Abs. 3) erfolgt oder
  4. es sich um Leistungen handelt, die ihrer Natur nach oder wegen der mit 

der Leistungserbringung verbundenen Risiken eine vorherige globale 
Preisgestaltung nicht zulassen oder 

  5. es sich um einen besonders komplexen Auftrag handelt, weil der 
Auftraggeber objektiv nicht in der Lage ist, die technischen 
Spezifikationen gemäß § 247 Abs. 4, mit denen seine Bedürfnisse und 
Anforderungen erfüllt werden können, oder die rechtlichen oder 
finanziellen Konditionen seines Vorhabens anzugeben, oder 

  6. die zu erbringenden Dienstleistungen dergestalt sind, dass vertragliche 
Spezifikationen nicht so genau festgelegt werden können, dass der 
Auftrag durch die Wahl des besten Angebotes im offenen oder nicht 
offenen Verfahren nach vorherigem Aufruf zum Wettbewerb vergeben 
werden kann, oder 

  7. im Rahmen der Angebotsbewertung mit der Leistung im Zusammenhang 
stehende zukünftige laufende bzw. anfallende kostenwirksame Faktoren 
(z.B. Betriebs- und Erhaltungsarbeiten, Serviceleistungen, erforderliche 
Ersatzteil-Lagerhaltung, Entsorgung) berücksichtigt werden sollen oder 

  8. es sich um einen Bauauftrag handelt, der die gleichzeitige Ausführung 
und Planung des Bauvorhabens umfasst (§ 4 Z 1 zweiter Fall), und die 
Planung nicht bloß unwesentlichen Charakter hat. 

Soll der Auftrag dem technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebot 
erteilt werden, so hat der Sektorenauftraggeber im Aufruf zum Wettbewerb, in 
der Aufforderung zur Interessensbestätigung gemäß § 251, in der Aufforderung 
zur Angebotsabgabe oder zur Verhandlung oder in den 
Ausschreibungsunterlagen alle Zuschlagskriterien, deren Verwendung er 
vorsieht, im Verhältnis der ihnen zuerkannten Bedeutung anzugeben. Diese 
Angabe kann auch im Wege der Festlegung einer Marge, deren größte 
Bandbreite angemessen sein muss, erfolgen. Ist die Festlegung der 
Zuschlagskriterien im Verhältnis der ihnen zuerkannten Bedeutung aus 
nachvollziehbaren Gründen nach Ansicht des Sektorenauftraggebers nicht 
möglich, so hat der Sektorenauftraggeber im Aufruf zum Wettbewerb, in der 

(3a) Soll der Auftrag dem technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebot 
erteilt werden, so hat der Sektorenauftraggeber im Aufruf zum Wettbewerb, in 
der Aufforderung zur Interessensbestätigung gemäß § 251, in der Aufforderung 
zur Angebotsabgabe oder zur Verhandlung oder in den 
Ausschreibungsunterlagen alle Zuschlagskriterien, deren Verwendung er 
vorsieht, im Verhältnis der ihnen zuerkannten Bedeutung anzugeben. Diese 
Angabe kann auch im Wege der Festlegung einer Marge, deren größte 
Bandbreite angemessen sein muss, erfolgen. Ist die Festlegung der 
Zuschlagskriterien im Verhältnis der ihnen zuerkannten Bedeutung aus 
nachvollziehbaren Gründen nach Ansicht des Sektorenauftraggebers nicht 
möglich, so hat der Sektorenauftraggeber im Aufruf zum Wettbewerb, in der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Aufforderung zur Interessensbestätigung gemäß § 251, in der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe oder zur Verhandlung oder in den Ausschreibungsunterlagen 
alle Zuschlagskriterien, deren Verwendung er vorsieht, in der Reihenfolge der 
ihnen zuerkannten Bedeutung anzugeben. Sofern keine Festlegung betreffend 
das Zuschlagsprinzip erfolgt, ist der Zuschlag dem Angebot mit dem niedrigsten 
Preis zu erteilen. 

Aufforderung zur Interessensbestätigung gemäß § 251, in der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe oder zur Verhandlung oder in den Ausschreibungsunterlagen 
alle Zuschlagskriterien, deren Verwendung er vorsieht, in der Reihenfolge der 
ihnen zuerkannten Bedeutung anzugeben. 

(4) … (4) … 
… … 

Subunternehmerleistungen Subunternehmerleistungen 
§ 240. (1) Die Weitergabe des gesamten Auftrages ist unzulässig, 

ausgenommen hiervon sind Kaufverträge sowie die Weitergabe an verbundene 
Unternehmen. 

§ 240. (1) Die Weitergabe des gesamten Auftrages ist unzulässig, 
ausgenommen hiervon sind Kaufverträge sowie die Weitergabe an verbundene 
Unternehmen. 

(2) Der Sektorenauftraggeber hat in den Ausschreibungsunterlagen 
festzulegen, ob nur die wesentlichen Teile des Auftrages, die der Bieter 
jedenfalls oder möglicherweise im Wege von Subaufträgen an Dritte zu 
vergeben beabsichtigt, bekannt zu geben sind.  

(2) Der Bieter hat alle Teile des Auftrages, die er im Wege von 
Subaufträgen an Dritte (Subunternehmer) zu vergeben beabsichtigt, im Angebot 
bekannt zu geben. Gleiches gilt für alle weiteren Unternehmer, die Teile der an 
den erfolgreichen Bieter übertragenen Leistungen ausführen sollen (weitere 
Subunternehmer). Die Pflicht zur Bekanntgabe aller Subunternehmer und aller 
weiteren Subunternehmer besteht nicht, sofern der Sektorenauftraggeber aus 
sachlichen Gründen in den Ausschreibungsunterlagen festgelegt hat, dass nur 
die wesentlichen Teile des Auftrages, die der Bieter im Wege von Subaufträgen 
an Subunternehmer zu vergeben beabsichtigt, im Angebot bekannt zu geben sind.  

(3) Die Weitergabe des gesamten Auftrages oder von Teilen der Leistung 
ist nur insoweit zulässig, als der Subunternehmer die für die Ausführung seines 
Teiles erforderliche Befugnis, Leistungsfähigkeit sowie die berufliche 
Zuverlässigkeit besitzt. Die Subunternehmer können ihre erforderliche Befugnis, 
Leistungsfähigkeit und berufliche Zuverlässigkeit nach Maßgabe des § 231 
Abs. 2 bis 4 nachweisen. 

(3) Die Weitergabe des gesamten Auftrages oder von Teilen der Leistung 
ist nur insoweit zulässig, als der Subunternehmer oder weitere Subunternehmer 
die für die Ausführung seines Teiles erforderliche Befugnis, Leistungsfähigkeit 
sowie die berufliche Zuverlässigkeit besitzt. Die Subunternehmer und weiteren 
Subunternehmer können ihre erforderliche Befugnis, Leistungsfähigkeit und 
berufliche Zuverlässigkeit nach Maßgabe des § 231a nachweisen.

 (4) Nach Zuschlagserteilung hat der erfolgreiche Bieter jeden 
beabsichtigten Wechsel eines Subunternehmers oder jede beabsichtigte 
Hinzuziehung eines nicht im Angebot bekannt gegebenen Subunternehmers dem 
Sektorenauftraggeber unverzüglich bekannt zu geben und der Einsatz dieser 
Subunternehmer bei der Leistungserbringung darf nur nach vorheriger 
ausdrücklicher Zustimmung des Sektorenauftraggebers erfolgen. Gleiches gilt, 
wenn ein Subunternehmer einen weiteren Subunternehmer wechseln oder einen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
nicht im Angebot bekannt gegebenen weiteren Subunternehmer hinzuziehen 
möchte bzw. dies durch weitere Subunternehmer erfolgen soll. Dem Angebot 
sind die entsprechenden Verpflichtungserklärungen beizulegen.

 (5) Der Sektorenauftraggeber kann bei Bau- oder Dienstleistungsaufträgen 
sowie bei Verlege- oder Installationsarbeiten im Zusammenhang mit einem 
Lieferauftrag vorschreiben, dass bestimmte kritische Aufgaben vom Bieter selbst 
oder — im Falle der Teilnahme einer Arbeits- oder Bietergemeinschaft am 
Vergabeverfahren — von einem Mitglied dieser Arbeits- oder 
Bietergemeinschaft ausgeführt werden müssen. 

… … 
Besondere Vertragsbestimmungen betreffend den Zahlungsverkehr Besondere Vertragsbestimmungen betreffend den Zahlungsverkehr 
§ 247a. (1) … § 247a. (1) … 
… …
(5) Die Vereinbarung eines Verzugszinssatzes im Leistungsvertrag mit 

einem Sektorenauftraggeber gemäß § 164, dessen Höhe den in § 456 UGB 
festgelegten gesetzlichen Zinssatz unterschreitet, ist nichtig. 

(5) Die Vereinbarung eines Verzugszinssatzes im Leistungsvertrag mit 
einem Sektorenauftraggeber gemäß § 164, dessen Höhe den in § 456 UGB 
festgelegten gesetzlichen Zinssatz unterschreitet, ist nichtig. 

(6) … (6) … 
(7) Die in den Abs. 1 bis 4 vorgesehene Nichtigkeit kann nicht geltend 

gemacht werden, 
(7) Die in den Abs. 1 bis 5 vorgesehene Nichtigkeit kann nicht geltend 

gemacht werden, 
 1. wenn die entsprechende Bestimmung in einem Nachprüfungsverfahren 

vor den Vergabekontrollbehörden hätte angefochten werden können 
oder 

 1. wenn die entsprechende Bestimmung in einem Nachprüfungsverfahren 
vor den Vergabekontrollbehörden hätte angefochten werden können 
oder 

 2. wenn die zuständige Vergabekontrollbehörde die entsprechende 
Bestimmung in einem Nachprüfungsverfahren als rechtmäßig erkannt 
hat. 

 2. wenn die zuständige Vergabekontrollbehörde die entsprechende 
Bestimmung in einem Nachprüfungsverfahren als rechtmäßig erkannt 
hat. 

4. Unterabschnitt 4. Unterabschnitt
Bestimmungen für die Ausschreibung bei Vergabeverfahren im 

Unterschwellenbereich 
Bestimmungen für die Ausschreibung bei Vergabeverfahren im 

Unterschwellenbereich 
Ausschreibungsbestimmungen für den Unterschwellenbereich Ausschreibungsbestimmungen für den Unterschwellenbereich 

§ 248. (1) … § 248. (1) …
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
… …
(6) In die Ausschreibungsunterlagen sind die als erforderlich erachteten 

oder die auf Aufforderung durch den Sektorenauftraggeber nachzureichenden 
Nachweise gemäß § 231 aufzunehmen, soweit sie nicht bereits im Aufruf zum 
Wettbewerb angeführt waren. 

(6) In die Ausschreibungsunterlagen sind die als erforderlich erachteten 
oder die auf Aufforderung durch den Sektorenauftraggeber nachzureichenden 
Nachweise gemäß den §§ 231 und 231a aufzunehmen, soweit sie nicht bereits 
im Aufruf zum Wettbewerb angeführt waren.

(7) Soll der Auftrag dem technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebot 
erteilt werden, so hat der Sektorenauftraggeber im Aufruf zum Wettbewerb, in 
der Aufforderung zur Angebotsabgabe oder zur Verhandlung oder in den 
Ausschreibungsunterlagen alle Zuschlagskriterien, deren Verwendung er 
vorsieht, im Verhältnis der ihnen zuerkannten Bedeutung anzugeben. Diese 
Angabe kann auch im Wege der Festlegung einer Marge, deren größte 
Bandbreite angemessen sein muss, erfolgen. Ist die Festlegung der 
Zuschlagskriterien im Verhältnis der ihnen zuerkannten Bedeutung aus 
nachvollziehbaren Gründen nach Ansicht des Sektorenauftraggebers nicht 
möglich, so hat der Sektorenauftraggeber im Aufruf zum Wettbewerb, in der 
Aufforderung zur Angebotsabgabe oder zur Verhandlung oder in den 
Ausschreibungsunterlagen alle Zuschlagskriterien, deren Verwendung er 
vorsieht, in der Reihenfolge der ihnen zuerkannten Bedeutung anzugeben. Sofern 
keine Festlegung betreffend das Zuschlagsprinzip erfolgt, ist der Zuschlag dem 
Angebot mit dem niedrigsten Preis zu erteilen. 

(7) Für die Wahl der Zuschlagskriterien im Unterschwellenbereich gelten 
die Bestimmungen des § 236 Abs. 3 und 3a. 

(8) … (8) … 
… … 

8. Abschnitt 8. Abschnitt
Das Angebot Das Angebot 

1. Unterabschnitt 1. Unterabschnitt
Allgemeine Regelungen für Angebote bei Vergabeverfahren im 

Oberschwellenbereich 
Allgemeine Regelungen für Angebote bei Vergabeverfahren im 

Oberschwellenbereich 
… … 

Inhalt der Angebote Inhalt der Angebote 
§ 257. (1) Jedes Angebot muss insbesondere enthalten: § 257. (1) Jedes Angebot muss insbesondere enthalten: 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 1. … 1. … 
 2. Bekanntgabe der Subunternehmer, auf deren Kapazitäten sich der Bieter 

zum Nachweis seiner Eignung stützt, unter Beilage der Nachweise, dass 
der Bieter über deren Kapazitäten tatsächlich verfügt und der 
Sektorenauftraggeber die zur Durchführung des Gesamtauftrages 
erforderlichen Sicherheiten über die finanzielle und wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit hat. Bekanntgabe aller Teile oder – sofern der 
Sektorenauftraggeber dies in den Ausschreibungsunterlagen vorgesehen 
hat – nur der wesentlichen Teile des Auftrages, die der Bieter jedenfalls 
oder möglicherweise im Wege von Subaufträgen an Dritte zu vergeben 
beabsichtigt. Die in Frage kommenden Subunternehmer sind bekannt zu 
geben. Die Nennung mehrerer Subunternehmer je Leistungsteil ist 
zulässig. Die Haftung des Auftragnehmers wird durch diese Angaben 
nicht berührt; 

 2. Bekanntgabe aller Subunternehmer und weiteren Subunternehmer, auf 
deren Kapazitäten sich der Bieter zum Nachweis seiner Eignung stützt, 
unter Beilage des Nachweises, dass der Bieter, der Subunternehmer 
oder der weitere Subunternehmer über deren Kapazitäten tatsächlich 
verfügt und der Sektorenauftraggeber die zur Durchführung des 
Gesamtauftrages erforderlichen Sicherheiten über die finanzielle und 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit hat. Bekanntgabe aller Teile des 
Auftrages, die durch Subunternehmer und weitere Subunternehmer 
ausgeführt werden sollen, oder – sofern der Sektorenauftraggeber dies 
aus sachlichen Gründen in den Ausschreibungsunterlagen vorgesehen 
hat – nur der wesentlichen Teile des Auftrages, die der Bieter im Wege 
von Subaufträgen an Subunternehmer zu vergeben beabsichtigt. Die in 
Frage kommenden Subunternehmer und weiteren Subunternehmer sind 
bekannt zu geben. Die Nennung mehrerer Subunternehmer und weiterer 
Subunternehmer je Leistungsteil ist zulässig. Die Haftung des 
Auftragnehmers wird durch diese Angaben nicht berührt; 

 2a. die entsprechenden Verpflichtungserklärungen gemäß § 240 Abs. 4;
 3. … 3. … 

… … 

9. Abschnitt 9. Abschnitt
Das Zuschlagsverfahren Das Zuschlagsverfahren 

1. Unterabschnitt 1. Unterabschnitt
Öffnung und Prüfung der Angebote, Ausscheiden von Angeboten Öffnung und Prüfung der Angebote, Ausscheiden von Angeboten 

… …
Prüfung der Angebote Prüfung der Angebote 

§ 267. (1) Die Prüfung der Angebote erfolgt in technischer und 
wirtschaftlicher Hinsicht nach den in der Ausschreibung festgelegten Kriterien. 

§ 267. (1) Die Prüfung der Angebote erfolgt in technischer und 
wirtschaftlicher Hinsicht nach den in der Ausschreibung festgelegten Kriterien. 

(2) Bei Angeboten, die für eine Zuschlagserteilung in Betracht kommen, ist 
im Einzelnen zu prüfen, 

(2) Bei Angeboten, die für eine Zuschlagserteilung in Betracht kommen, ist 
im Einzelnen zu prüfen, 

 1. … 1. … 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 2. nach Maßgabe des § 231 die Befugnis, Leistungsfähigkeit und 

Zuverlässigkeit des Bieters bzw. – bei der Weitergabe von Leistungen – 
der namhaft gemachten Subunternehmer; 

 2. nach Maßgabe der §§ 231 und 231a die Befugnis, Leistungsfähigkeit 
und Zuverlässigkeit des Bieters bzw. – bei Weitergabe von Leistungen – 
der namhaft gemachten Subunternehmer und weiteren Subunternehmer; 

 3. … 3. … 
… …

2. Unterabschnitt 2. Unterabschnitt 
Der Zuschlag Der Zuschlag 

Wahl des Angebotes für den Zuschlag Wahl des Angebotes für den Zuschlag 
§ 271. (1) Unbeschadet anderer Rechtsvorschriften über die Vergütung 

bestimmter Dienstleistungen ist der Zuschlag 
§ 271. (1) Von den Angeboten, die nach dem Ausscheiden übrig bleiben, ist 

der Zuschlag gemäß den Angaben in der Ausschreibung dem technisch und 
wirtschaftlich günstigsten Angebot oder dem Angebot mit dem niedrigsten Preis 
zu erteilen. 

 1. entweder dem technisch und wirtschaftlich günstigsten Angebot gemäß 
den Angaben in der Ausschreibung, oder 

 

 2. dem Angebot mit dem niedrigsten Preis
zu erteilen.

(2) … (2) … 
… … 

4. Teil 4. Teil
Rechtsschutz vor dem Bundesverwaltungsgericht Rechtsschutz vor dem Bundesverwaltungsgericht 

… …

4. Abschnitt 4. Abschnitt
Feststellungsverfahren Feststellungsverfahren 

… … 
Inhalt und Zulässigkeit des Feststellungsantrages Inhalt und Zulässigkeit des Feststellungsantrages 

§ 332. (1) … § 332. (1) … 
… …

113/M
E

 X
X

V
. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

24 von 33

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



       25 von 33 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(5) Ein Antrag auf Feststellung gemäß § 331 Abs. 1 ist unzulässig, sofern 

der behauptete Verstoß im Rahmen eines Nachprüfungsverfahrens gemäß den 
§§ 320 ff hätte geltend gemacht werden können. 

(5) Ein Antrag auf Feststellung gemäß § 331 Abs. 1 ist unzulässig, sofern 
der behauptete Verstoß im Rahmen eines Nachprüfungsverfahrens gemäß den 
§§ 320 ff hätte geltend gemacht werden können. 

(6) … (6) … 
(7) Ein Antrag gemäß § 331 Abs. 1 Z 2 ist ferner unzulässig, wenn der 

Auftraggeber die Entscheidung gemäß den §§ 49 Abs. 2, 55 Abs. 5, 210 Abs. 2 
oder 219 Abs. 5 bekannt gegeben oder bekannt gemacht hat und der Zuschlag 
nach Ablauf einer Frist von zehn Tagen nach der erstmaligen Verfügbarkeit der 
Bekanntmachung erteilt worden ist. 

(7) Ein Antrag gemäß § 331 Abs. 1 Z 2 ist ferner unzulässig, wenn der 
Auftraggeber in zulässiger Weise die entsprechend begründete Entscheidung 
gemäß den §§ 49 Abs. 2, 55 Abs. 5, 210 Abs. 2 oder 219 Abs. 5 bekannt 
gegeben oder bekannt gemacht hat und der Zuschlag nach Ablauf einer Frist von 
zehn Tagen nach der erstmaligen Verfügbarkeit der Bekanntmachung erteilt 
worden ist. 

… … 
Inkrafttretens-, Außerkrafttretens- und Übergangsvorschriften Inkrafttretens-, Außerkrafttretens- und Übergangsvorschriften 

§ 345. (1) … § 345. (1) … 
… …
(17) … (17) … 

 (18) Für das Inkrafttreten der durch das Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. XXX/2015 neu gefassten Bestimmungen gilt Folgendes: 

  1. Die Neufassung des Eintrages zu § 231 und die Einfügung des Eintrages 
zu § 231a im Inhaltsverzeichnis, § 14 Abs. 3 dritter Satz, § 15 Abs. 4 
dritter Satz, § 16 Abs. 5 dritter Satz, § 18 Abs. 1, § 22 Abs. 4, § 46 
Abs. 3, § 49 Abs. 2, § 55 Abs. 5 erster Satz, § 70 Abs. 6, in § 71 die 
Absatzbezeichnung des Abs. 1, § 71 Abs. 2, § 72 Abs. 1 zweiter und 
dritter Satz, § 73 Abs. 1 und Abs. 3 zweiter und dritter Satz, § 79 Abs. 2, 
3 und 3a, § 83 Abs. 2 bis 5, § 84 Abs. 2 erster Satz,  § 108 Abs. 1 Z 2 
und 2a, § 123 Abs. 2 Z 2, § 125 Abs. 4 Z 1, § 186 Abs. 1, § 210 Abs. 2, 
§ 219 Abs. 5 erster Satz, §§ 231 und 231a jeweils samt Überschrift, 
§ 236 Abs. 2, 3 und 3a, § 240 Abs. 2 bis 5, § 247a Abs. 7, § 248 Abs. 6 
und 7, § 257 Abs. 1 Z 2 und 2a, § 267 Abs. 2 Z 2, § 271 Abs. 1, § 332 
Abs. 7, § 351 Z 22 und Anhang XV Abschnitt F Z 1 treten mit XXXX 
2015 in Kraft; gleichzeitig treten der Eintrag zum 5. Unterabschnitt im 
2. Teil, 3. Hauptstück, 6. Abschnitt und der Eintrag zu § 100 im 
Inhaltsverzeichnis sowie im 2. Teil, 3. Hauptstück, 6. Abschnitt der 
5. Unterabschnitt außer Kraft. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
  2. Die im Zeitpunkt des In- bzw. Außerkrafttretens gemäß Z 1 bereits 

eingeleiteten Vergabeverfahren sind nach der bisherigen Rechtslage zu 
Ende zu führen. Im Zeitpunkt des In- bzw. Außerkrafttretens gemäß Z 1 
beim Bundesverwaltungsgericht anhängige Verfahren sind vom 
Bundesverwaltungsgericht nach der bisherigen Rechtslage fortzuführen. 
Hinsichtlich der Vergabeverfahren, die zum Zeitpunkt gemäß Z 1 bereits 
beendet sind, richtet sich die Durchführung von Feststellungsverfahren 
nach der bisherigen Rechtslage. 

… …
Bezugnahme auf Rechtsakte der Union Bezugnahme auf Rechtsakte der Union 

§ 351. Durch dieses Bundesgesetz werden folgende Rechtsakte der Union 
umgesetzt bzw. berücksichtigt: 

§ 351. Durch dieses Bundesgesetz werden folgende Rechtsakte der Union 
umgesetzt bzw. berücksichtigt: 

 1. … 1. … 
… … 
 21. … 21. … 
  22. Richtlinie 2013/16/EU des Rates vom 13. Mai 2013 zur Anpassung 

einiger Richtlinien im Bereich der Vergabe öffentlicher Aufträge 
aufgrund des Beitritts der Republik Kroatien, ABl. Nr. L 158 vom 
10.06.2013, S. 184.

… … 

Anhang XV Anhang XV 
 

Muster für die Bekanntmachung von Vergabeverfahren im 
Unterschwellenbereich 

Muster für die Bekanntmachung von Vergabeverfahren im 
Unterschwellenbereich 

A. … A. … 
… …
F. In der Bekanntmachung kann enthalten sein: F. In der Bekanntmachung kann enthalten sein: 
 1. Nachweise gemäß den §§ 70 ff bzw. § 231. 1. Nachweise gemäß den §§ 70 ff bzw. der §§ 231 und 231a.
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
  

  

Artikel 2 Artikel 2

Änderung des Bundesvergabegesetzes Verteidigung und Sicherheit 
2012 

Änderung des Bundesvergabegesetzes Verteidigung und Sicherheit 
2012 

Inhaltsverzeichnis Inhaltsverzeichnis
… … 
Anhang V:  Liste der einschlägigen Berufs- und Handelsregister 
bzw. Bescheinigungen und eidesstattlichen Erklärungen gemäß den §§ 60 Z 1 
und 61 Abs. 2 Z 1 

Anhang V:  Liste der einschlägigen Berufs- und Handelsregister 
bzw. Bescheinigungen und eidesstattlichen Erklärungen gemäß den §§ 60 Abs. 1 
Z 1 und 61 Abs. 2 Z 1 

… …

2. Abschnitt 2. Abschnitt
Schwellenwerte, Berechnung des geschätzten Leistungswertes Schwellenwerte, Berechnung des geschätzten Leistungswertes 
… …

Berechnung des geschätzten Auftragswertes bei Bauaufträgen Berechnung des geschätzten Auftragswertes bei Bauaufträgen 
§ 12. (1) … § 12. (1) …
(2) … (2) … 
(3) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose den in § 10 Abs. 1 

Z 2 genannten Schwellenwert, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Bauaufträgen im Oberschwellenbereich für 
die Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene Lose, deren geschätzter 
Auftragswert weniger als 1 Million Euro beträgt, sofern der kumulierte Wert der 
vom Auftraggeber ausgewählten Lose 20 vH des kumulierten Wertes aller Lose 
nicht übersteigt. Für die Vergabe dieser Lose gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Bauaufträgen im Unterschwellenbereich. 

(3) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose den in § 10 Abs. 1 
Z 2 genannten Schwellenwert, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Bauaufträgen im Oberschwellenbereich für 
die Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene Lose, deren geschätzter 
Auftragswert weniger als 1 Million Euro beträgt, sofern der kumulierte Wert der 
vom Auftraggeber ausgewählten Lose 20 vH des kumulierten Wertes aller Lose 
nicht übersteigt. Für die Vergabe dieser Lose gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Bauaufträgen im Unterschwellenbereich; 
für die Wahl des Verfahrens gilt als geschätzter Auftragswert der Wert des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
einzelnen Loses.

(4) … (4) … 
Berechnung des geschätzten Auftragswertes bei Lieferaufträgen Berechnung des geschätzten Auftragswertes bei Lieferaufträgen 

§ 13. (1) … § 13. (1) …
… … 
(4) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose den in § 10 Abs. 1 

Z 1 genannten Schwellenwert, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Lieferaufträgen im Oberschwellenbereich 
für die Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene Lose, deren geschätzter 
Auftragswert weniger als 80 000 Euro beträgt, sofern der kumulierte Wert der 
vom Auftraggeber ausgewählten Lose 20 vH des kumulierten Wertes aller Lose 
nicht übersteigt. Für die Vergabe dieser Lose gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Lieferaufträgen im Unterschwellenbereich. 

(4) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose den in § 10 Abs. 1 
Z 1 genannten Schwellenwert, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Lieferaufträgen im Oberschwellenbereich 
für die Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene Lose, deren geschätzter 
Auftragswert weniger als 80 000 Euro beträgt, sofern der kumulierte Wert der 
vom Auftraggeber ausgewählten Lose 20 vH des kumulierten Wertes aller Lose 
nicht übersteigt. Für die Vergabe dieser Lose gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Lieferaufträgen im Unterschwellenbereich; 
für die Wahl des Verfahrens gilt als geschätzter Auftragswert der Wert des 
einzelnen Loses. 

(5) … (5) … 
Berechnung des geschätzten Auftragswertes bei Dienstleistungsaufträgen Berechnung des geschätzten Auftragswertes bei Dienstleistungsaufträgen 

§ 14. (1) … § 14. (1) …
… … 
(5) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose den in § 10 Abs. 1 

Z 1 genannten Schwellenwert, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Dienstleistungsaufträgen im 
Oberschwellenbereich für die Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene Lose, 
deren geschätzter Auftragswert weniger als 80 000 Euro beträgt, sofern der 
kumulierte Wert der vom Auftraggeber ausgewählten Lose 20 vH des 
kumulierten Wertes aller Lose nicht übersteigt. Für die Vergabe dieser Lose 
gelten die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes für die Vergabe von 
Dienstleistungsaufträgen im Unterschwellenbereich. 

(5) Erreicht oder übersteigt der kumulierte Wert der Lose den in § 10 Abs. 1 
Z 1 genannten Schwellenwert, so gelten die Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes für die Vergabe von Dienstleistungsaufträgen im 
Oberschwellenbereich für die Vergabe aller Lose. Dies gilt nicht für jene Lose, 
deren geschätzter Auftragswert weniger als 80 000 Euro beträgt, sofern der 
kumulierte Wert der vom Auftraggeber ausgewählten Lose 20 vH des 
kumulierten Wertes aller Lose nicht übersteigt. Für die Vergabe dieser Lose 
gelten die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes für die Vergabe von 
Dienstleistungsaufträgen im Unterschwellenbereich; für die Wahl des 
Verfahrens gilt als geschätzter Auftragswert der Wert des einzelnen Loses. 

… …
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

2. Abschnitt 2. Abschnitt
Bekanntmachungen Bekanntmachungen 

1. Unterabschnitt 1. Unterabschnitt
Allgemeine Bestimmungen über Bekanntmachungen Allgemeine Bestimmungen über Bekanntmachungen 

… …
Freiwillige Bekanntmachungen auf Unionsebene Freiwillige Bekanntmachungen auf Unionsebene 

§ 41. (1) … § 41. (1) …
(2) Wenn ein Vergabeverfahren ohne vorherige Bekanntmachung im 

Oberschwellenbereich durchgeführt wurde, kann der Auftraggeber der 
Kommission unter Verwendung des einschlägigen Standardformulars für 
Bekanntmachungen die Entscheidung bekannt geben, welchem Bieter der 
Zuschlag erteilt werden soll. 

(2) Sofern ein Auftraggeber davon ausgehen konnte, dass die Durchführung 
eines Vergabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung im 
Oberschwellenbereich zulässig ist, kann der Auftraggeber der Kommission unter 
Verwendung des einschlägigen Standardformulars für Bekanntmachungen die 
Entscheidung bekannt geben, welchem Bieter der Zuschlag erteilt werden soll. 

(3) … (3) … 
… … 

3. Unterabschnitt 3. Unterabschnitt
Besondere Bekanntmachungsbestimmungen für den 

Unterschwellenbereich 
Besondere Bekanntmachungsbestimmungen für den 

Unterschwellenbereich 
Bekanntmachungen in Österreich und in sonstigen Medien Bekanntmachungen in Österreich und in sonstigen Medien 

§ 47. (1) … § 47. (1) …
… … 
(5) Wenn ein Vergabeverfahren ohne vorherige Bekanntmachung im 

Unterschwellenbereich durchgeführt wurde, kann der Auftraggeber die 
Entscheidung, welchem Bieter der Zuschlag erteilt werden soll, in dem gemäß 
§ 44 Abs. 1 für den jeweiligen Vollziehungsbereich festgelegten 
Publikationsmedium bekanntmachen. In dieser Bekanntmachung sind jedenfalls 
der Name und die Anschrift des Auftraggebers, eine Beschreibung des 
Auftragsgegenstandes, Name und Anschrift des erfolgreichen Bieters sowie die 
für die Durchführung eines Vergabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung 
maßgeblichen Gründe festzuhalten. 

(5) Sofern ein Auftraggeber davon ausgehen konnte, dass die Durchführung 
eines Vergabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung im 
Unterschwellenbereich zulässig ist, kann der Auftraggeber die Entscheidung, 
welchem Bieter der Zuschlag erteilt werden soll, in dem gemäß § 44 Abs. 1 für 
den jeweiligen Vollziehungsbereich festgelegten Publikationsmedium 
bekanntmachen. In dieser Bekanntmachung sind jedenfalls der Name und die 
Anschrift des Auftraggebers, eine Beschreibung des Auftragsgegenstandes, 
Name und Anschrift des erfolgreichen Bieters sowie die für die Durchführung 
eines Vergabeverfahrens ohne vorherige Bekanntmachung maßgeblichen 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Gründe festzuhalten.

(6) … (6) … 
… … 

2. Unterabschnitt 2. Unterabschnitt
Eignungsanforderungen und Eignungsnachweise Eignungsanforderungen und Eignungsnachweise 

… … 
Nachweis der Befugnis Nachweis der Befugnis 

§ 60. Der Auftraggeber hat als Nachweis für das Vorliegen der 
einschlägigen Befugnis gemäß § 59 Abs. 1 Z 1, dass der Unternehmer nach den 
Vorschriften seines Herkunftslandes befugt ist, die konkrete Leistung zu 
erbringen, festzulegen: 

§ 60. (1) Der Auftraggeber hat als Nachweis für das Vorliegen der 
einschlägigen Befugnis gemäß § 59 Abs. 1 Z 1, dass der Unternehmer nach den 
Vorschriften seines Herkunftslandes befugt ist, die konkrete Leistung zu 
erbringen, festzulegen: 

 1. nach Maßgabe der Vorschriften des Herkunftslandes des Unternehmers 
eine Urkunde über die Eintragung im betreffenden in Anhang V 
angeführten Berufs- oder Handelsregister des Herkunftslandes oder die 
Vorlage der betreffenden in Anhang V genannten Bescheinigung oder 
eine eidesstattlichen Erklärung, oder 

 1. nach Maßgabe der Vorschriften des Herkunftslandes des Unternehmers 
eine Urkunde über die Eintragung im betreffenden in Anhang V 
angeführten Berufs- oder Handelsregister des Herkunftslandes oder die 
Vorlage der betreffenden in Anhang V genannten Bescheinigung oder 
eine eidesstattlichen Erklärung, oder 

 2. im Falle eines Dienstleistungsauftrages die Vorlage der im 
Herkunftsland des Unternehmers zur Ausführung der betreffenden 
Dienstleistung erforderlichen Berechtigung oder eine Urkunde 
betreffend die im Herkunftsland des Unternehmers zur Ausführung der 
betreffenden Dienstleistung erforderliche Mitgliedschaft zu einer 
bestimmten Organisation. 

 2. im Falle eines Dienstleistungsauftrages die Vorlage der im 
Herkunftsland des Unternehmers zur Ausführung der betreffenden 
Dienstleistung erforderlichen Berechtigung oder eine Urkunde 
betreffend die im Herkunftsland des Unternehmers zur Ausführung der 
betreffenden Dienstleistung erforderliche Mitgliedschaft zu einer 
bestimmten Organisation. 

 (2) Der Auftraggeber hat überdies von für die Zuschlagserteilung in 
Betracht kommenden Bewerbern, Bietern und deren Subunternehmern eine 
Auskunft aus der Verwaltungsstrafevidenz des Kompetenzzentrums LSDB gemäß 
§ 7n des Arbeitsvertragsrechts-Anpassungsgesetzes (AVRAG), BGBl. 
Nr. 459/1993, einzuholen, ob diesen eine rechtskräftige Entscheidung gemäß 
§ 7k AVRAG zuzurechnen ist. Diese Auskunft darf nicht älter als sechs Monate 
sein.

Nachweis der beruflichen Zuverlässigkeit Nachweis der beruflichen Zuverlässigkeit 
§ 61. (1) Der Auftraggeber hat als Nachweis für die berufliche 

Zuverlässigkeit gemäß § 59 Abs. 1 Z 2 festzulegen, dass die Unternehmer zu 
§ 61. (1) Der Auftraggeber hat als Nachweis für die berufliche 

Zuverlässigkeit gemäß § 59 Abs. 1 Z 2 festzulegen, dass die Unternehmer zu 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
belegen haben, dass kein Ausschlussgrund gemäß § 57 Abs. 1 vorliegt. Der 
Auftraggeber hat überdies von für die Zuschlagserteilung in Betracht 
kommenden Bewerbern, Bietern und deren Subunternehmern eine Auskunft aus 
der zentralen Verwaltungsstrafevidenz des Bundesministers für Finanzen gemäß 
§ 28b des Ausländerbeschäftigungsgesetzes (AuslBG), BGBl. Nr. 218/1975, 
einzuholen, ob diesen eine rechtskräftige Bestrafung gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 
AuslBG zuzurechnen ist. Diese Auskunft darf nicht älter als sechs Monate sein. 

belegen haben, dass kein Ausschlussgrund gemäß § 57 Abs. 1 vorliegt. Der 
Auftraggeber hat überdies von für die Zuschlagserteilung in Betracht 
kommenden Bewerbern, Bietern und deren Subunternehmern eine Auskunft aus 
der zentralen Verwaltungsstrafevidenz des Bundesministers für Finanzen gemäß 
§ 28b des Ausländerbeschäftigungsgesetzes (AuslBG), BGBl. Nr. 218/1975, und 
eine Auskunft aus der Verwaltungsstrafevidenz des Kompetenzzentrums LSDB 
gemäß § 7n AVRAG einzuholen, ob diesen eine rechtskräftige Bestrafung gemäß 
§ 28 Abs. 1 Z 1 AuslBG oder gemäß den §§ 7b Abs. 8 oder 7i AVRAG 
zuzurechnen ist. Diese Auskünfte dürfen nicht älter als sechs Monate sein.

(2) … (2) … 
… …

Beurteilung der beruflichen Zuverlässigkeit Beurteilung der beruflichen Zuverlässigkeit 
§ 62. (1) Der Auftraggeber hat der Beurteilung der Zuverlässigkeit des 

Unternehmers insbesondere die gemäß § 61 Abs. 2 verlangten Nachweise und 
die gemäß § 61 Abs. 1 zweiter Satz eingeholte Auskunft zugrunde zu legen. 
Ergibt sich aus diesen Bescheinigungen, dass ein rechtskräftiges Urteil im Sinne 
des § 57 Abs. 1 Z 1 oder 4 vorliegt oder stellt der Auftraggeber aufgrund dieser 
Bescheinigungen eine Verfehlung im Sinne des § 57 Abs. 1 Z 5 nachweislich 
fest oder erlangt der Auftraggeber auf andere Weise von einem solchen Urteil 
oder einer solchen Verfehlung nachweislich Kenntnis, so ist bei diesem 
Unternehmer die geforderte Zuverlässigkeit nicht gegeben, es sei denn, er macht 
glaubhaft, dass er trotz dieses Umstandes zuverlässig ist. 

§ 62. (1) Der Auftraggeber hat der Beurteilung der Zuverlässigkeit des 
Unternehmers insbesondere die gemäß § 61 Abs. 2 verlangten Nachweise und 
die gemäß § 61 Abs. 1 zweiter Satz eingeholten Auskünfte zugrunde zu legen. 
Ergibt sich aus diesen Bescheinigungen, dass ein rechtskräftiges Urteil im Sinne 
des § 57 Abs. 1 Z 1 oder 4 vorliegt oder stellt der Auftraggeber aufgrund dieser 
Bescheinigungen eine Verfehlung im Sinne des § 57 Abs. 1 Z 5 nachweislich 
fest oder erlangt der Auftraggeber auf andere Weise von einem solchen Urteil 
oder einer solchen Verfehlung nachweislich Kenntnis, so ist bei diesem 
Unternehmer die geforderte Zuverlässigkeit nicht gegeben, es sei denn, er macht 
glaubhaft, dass er trotz dieses Umstandes zuverlässig ist. 

(2) … (2) … 
(3) Der Auftraggeber hat das Vorbringen des Unternehmers zu prüfen und 

bei der Beurteilung der Zuverlässigkeit die vom Unternehmer gesetzten 
Maßnahmen in ein Verhältnis zur Anzahl und zur Schwere der begangenen 
strafbaren Handlungen bzw. Verfehlungen zu setzen. Bei der Beurteilung der 
Schwere der rechtskräftigen Bestrafung gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 AuslBG ist 
insbesondere die Zahl der illegal beschäftigten Arbeitnehmer und die Dauer der 
illegalen Beschäftigung zu berücksichtigen. Liegen mehr als zwei rechtskräftige 
Bestrafungen gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 AuslBG vor oder erfolgten zwei 
rechtskräftige Bestrafungen gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 AuslBG in kurzen 
Zeitabständen, ist ein strengerer Maßstab anzulegen. 

(3) Der Auftraggeber hat das Vorbringen des Unternehmers zu prüfen und 
bei der Beurteilung der Zuverlässigkeit die vom Unternehmer gesetzten 
Maßnahmen in ein Verhältnis zur Anzahl und zur Schwere der begangenen 
strafbaren Handlungen bzw. Verfehlungen zu setzen. Bei der Beurteilung der 
Schwere der rechtskräftigen Bestrafung gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 AuslBG oder 
gemäß den §§ 7b Abs. 8 oder 7i AVRAG ist insbesondere die Anzahl der 
betroffenen Arbeitnehmer, die Dauer der illegalen Beschäftigung und die 
Wichtigkeit der nicht rechtzeitig übermittelten Unterlagen zu berücksichtigen. 
Liegen mehr als zwei rechtskräftige Bestrafungen gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 
AuslBG oder gemäß den §§ 7b Abs. 8 oder 7i AVRAG vor oder erfolgten zwei 
rechtskräftige Bestrafungen in kurzen Zeitabständen, ist ein strengerer Maßstab 
anzulegen. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
… …

5. Abschnitt 5. Abschnitt 
Die Ausschreibung Die Ausschreibung 

1. Unterabschnitt 1. Unterabschnitt
Allgemeine Bestimmungen Allgemeine Bestimmungen 

… … 
Inhalt der Ausschreibungsunterlagen Inhalt der Ausschreibungsunterlagen 

§ 68. (1) … § 68. (1) … 
(2) In die Ausschreibungsunterlagen sind die als erforderlich erachteten 

oder die auf Aufforderung durch den Auftraggeber nachzureichenden Nachweise 
gemäß den §§ 60, 61, 63 und 64 aufzunehmen, soweit sie nicht bereits in der 
Bekanntmachung angeführt waren. 

(2) In die Ausschreibungsunterlagen sind die als erforderlich erachteten 
oder die auf Aufforderung durch den Auftraggeber nachzureichenden Nachweise 
gemäß den §§ 60 Abs. 1, 61, 63 und 64 aufzunehmen, soweit sie nicht bereits in 
der Bekanntmachung angeführt waren. 

(3) … (3) … 
… … 

5. Teil 5. Teil
Straf-, Schluss und Übergangsbestimmungen Straf-, Schluss und Übergangsbestimmungen 

… …
Inkrafttretens- und Übergangsvorschriften Inkrafttretens- und Übergangsvorschriften 

§ 145. (1) … § 145. (1) …
… … 
(4) … (4) … 

 (5) Für das Inkrafttreten der durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. XXX/2015 
neu gefassten Bestimmungen gilt Folgendes:

  1. Die Neufassung des Eintrages zu Anhang V im Inhaltsverzeichnis, § 12 
Abs. 3 dritter Satz, § 13 Abs. 4 dritter Satz, § 14 Abs. 5 dritter Satz, § 41 
Abs. 2, § 47 Abs. 5 erster Satz, in § 60 die Absatzbezeichnung des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Abs. 1, § 60 Abs. 2, § 61 Abs. 1 zweiter und dritter Satz, § 62 Abs. 1 und 
Abs. 3 zweiter und dritter Satz, § 68 Abs. 2, § 150 Z 4 und die 
Überschrift zu Anhang V treten mit XXXX 2015 in Kraft.

  2. Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens gemäß Z 1 bereits eingeleiteten 
Vergabeverfahren sind nach der bisherigen Rechtslage zu Ende zu 
führen. Im Zeitpunkt des Inkrafttretens gemäß Z 1 beim 
Bundesverwaltungsgericht anhängige Verfahren sind vom 
Bundesverwaltungsgericht nach der bisherigen Rechtslage fortzuführen. 
Hinsichtlich der Vergabeverfahren, die zum Zeitpunkt gemäß Z 1 bereits 
beendet sind, richtet sich die Durchführung von Feststellungsverfahren 
nach der bisherigen Rechtslage.

… … 
Bezugnahme auf Rechtsakte der Union Bezugnahme auf Rechtsakte der Union 

§ 150. Durch dieses Bundesgesetz werden folgende Rechtsakte der 
Europäischen Union umgesetzt bzw. berücksichtigt: 

§ 150. Durch dieses Bundesgesetz werden folgende Rechtsakte der 
Europäischen Union umgesetzt bzw. berücksichtigt: 

 1. … 1. … 
 2. … 2. … 
 3. … 3. … 
  4. Richtlinie 2013/16/EU des Rates vom 13. Mai 2013 zur Anpassung 

einiger Richtlinien im Bereich der Vergabe öffentlicher Aufträge 
aufgrund des Beitritts der Republik Kroatien, ABl. Nr. L 158 vom 
10.06.2013, S. 184. 

… …

Anhang V Anhang V 

Liste der einschlägigen Berufs- und Handelsregister bzw. 
Bescheinigungen und eidesstattlichen Erklärungen gemäß den §§ 60 

Z 1 und 61 Abs. 2 Z 1 *) 

Liste der einschlägigen Berufs- und Handelsregister bzw. 
Bescheinigungen und eidesstattlichen Erklärungen gemäß den §§ 60 

Abs. 1 Z 1 und 61 Abs. 2 Z 1 *) 
A. … A. … 
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